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HAUPTRESULTATE DER ANALYSE ZUR ABSTIMMUNG
v0M 5. JUNt 20',16

Am 5. Juni 20'l 6 hatte das Schweizer StimmvoLk gteich über fünf Vorlagen zu entscheiden. Die
StimmbeteiLigung [ag miI 47.0o/o deutLich unter der Beteitigung von 63.7o/o im Februar 2016,
a[s die Durchsetzungsinitiative zum Entscheid anstand, jedoch Leicht über dem Langjährigen
Durchschnitt von 43.8%. Die Mobil.isierung nach soziodemografischen und potitischen Merk-
maten gestattete sich unauffättig.

Zur Abstimmung standen Votksinitiativen zur Stärkung des Service publ.ic, zur Einführung eines
bedingungstosen Grundeinkommens und zur Finanzierung der Strasseninfrastruktur. ALte drei
lnitiativen wurden von Verbänden und Gruppierungen ausserhaLb etabtierter Parteistrukturen
angestossen und hatten einen schwierigen Stand in der Votksabstimmung. Trotz beachtlicher
Medienauf merksamkert wurden die drei lnitiativen aLlesamt deuttich abgeLehnt. Darüber hinaus
hatte das Stimmvo[k über zwei Referenden zu bestim men: Einerseits das von der Evangelischen
Volkspartei IEVP] in Zusammenarbeit mit diversen 0rganisationen angestrebte Referendum
gegen das revidierte Fortpftanzungsmedizingesetz, andererseits das von der Schweizerischen
Votkspartei [SVP) ergriffene Referendum gegen die Revision des Asytgesetzes. Beide Refe-
renden waren erfo[glos, die Gesetzesänderungen wurden an der Urne klar unterstützt. Damit
konnte der Bundesrat auf einen erfotgreichen Abstimmungssonntag zurückbticken, foLgte das
Stimmvotk doch bei atlen fünf Vorlagen den Empfeh[ungen der Landesregrerung.

Volksinitiative <Pro Service public>

Wie sich bereits während der Debatte im Parlament abgezeichnet hatte, stiess die VoLksini-
tiative <Pro Service pubtic> über atte potrtischen Lager hinweg auf breite Abtehnunq. So vo-
tierte die Mehrheit der Sympathisantlnnen aLter grösseren Parieien denn auch kLar gegen die
Vorlage. Am höchsten war die Zustimmung mit 45% Ja-Stimmenanteil noch bei den Anhän-
gerlnnen der SVP Auch Unterschiede hinsichttich der politischen und soziodemografischen
MerkmaLe der Stimmenden tragen nur wenig zur Erktärung des Abstimmungsentscheides
bei. Zwar sprachen sich Stimmende mit wenig lnteresse an Po[itik, einem tiefen BiLdungsni-
veau und einem tiefen Haushaltseinkommen häufiger für die lnitiative aus, einzig im Fatt von
Befragten mit einem ausgeprägten Misstrauen gegenüber der Regierung betrug die Zustim-
mung jedoch mehr a[s 50%.

ALs häufigsten Grund für die Abtehnung gaben die Befragten an, dass die lnitiative nicht ge-
eignet sei, um den Service pubtic in der Schweiz zu stärken, sondern diesen eher schwäche.
DarÜber hinaus waren grosse Tei[e der Nein-Stimmenden der Meinung, dass die Grundver-
sorgung in der Schweiz bereits heute gut sei, und dass es den bundesnahen Betrieben auch
weiterhin mögl.ich sein müsse, Gewinne zu machen, um auch in Zukunft wettbewerbsfähiq und
innovativ zu bteiben. Auf Seiten der Vorlagebefürwortenden war das Motiv, den Service pubLic

insgesamt zu verbessern sowie spezifische Leistungen wie beispielsweise Poststetten oder
Bahnschalter zu erhaLten, am weitesten verbreitet. EbenfaLLs häufig ats Grund für die Zustim-
mung erscheint das Missfatten über die ats zu gross empfundene LohnungLeichheit bei den

bundesnahen Betrieben. Eher seLten ats Motiv genannt wurden hingegen die Preise für den

öffentlichen Verkehr, die Post oder die Te[ekommunikation, obwohL diese im Abstimmungs-
kampf wiederholt a[s zu hoch kritisiert worden waren.

0bwohL die lnitiative Letzttich ktarabgelehntwurde, stiessen die Argumente für und gegen die

Vortage auch im jeweits anderen Lager auf vie[ Verständnis. Es kann daher festgehaLten wer-
den, dass sich die Befürwortenden und die Gegnerlnnen hinsichttich ihrer Wahrnehmung der

Leistungen und Preise des Service pubtic ähnticher sind, aLs es der erste BLick vermuten [ässt.

ALLerdings vermochten die lnitiantlnnen die grosse Mehrheit der Stimmenden nicht davon zu

überzeugen, dass ihre Initiative den geeigneten Weg darstellt, um die Grundversorgung in der
Schweiz nachhaLtig zu stärken.

VoLksinitiative <Für ein bedingungstoses Grundeinkommenr>

Die Anatyse derAbstimmung zum Grundeinkommen zeigt, dass es kaum eine politische oder
sozia[e Gruppe gibt, wetche derVortage zugestimmt hat. lm VergLeich zur Mindestlohn- und

zur 1:'12-lnitiative erreichte die Vortage nicht einmaI innerhaLb des Linksaussen-Lagers eine

Mehrheit. Tendenzietl unterscheiden sich Befürwortende und Gegnerlnnen jedoch deutl.ich

enttang der Links-Rechts-Achse. Dieser Links-Rechts-Konflikt widerspiege[t sich nur teiLwei-

se im Verhatten der verschiedenen Parteigefotgschaften. Während die Anhängerlnnen bür-
gerlicher Parteien grossmehrheitlich übereinstimmend mit den entsprechenden Parteiparo-

len abstimmten, waren die Anhängerlnnen Linker Parteien stärker gespatten. Bei der Grünen
Partei (GPSl, die als einzige Partei die lnitiative unterstützte, stimmte tedigtich eine knappe
Mehrheit von 56% für die Vortage, bei der Sozia[demokratischen Partei [SP) stimmten trotz
der Nein-Parote 39% dafür. lnsgesamt hielt sich die Unterstüizung für die Vortage damit aber
seLbst im Linken Lager in Grenzen.

Während Personen über 65 sowie aus Ländtichen Gebieten der Vortage signifikant weniger
häufig zustimmten, spielten weder das Haushaltseinkommen noch der Beruf der Stimmen-
den eine Rol.te für deren Entscheid. Tendenzie[[ weisen Stimmende mit ökonomisch [inken

WertvorstelLungen wie beispielsweise einer Präferenz für mehr GLeichheit und mehr staat-
liche Markteingriffe höhere Zustimmungsraten auf. Die Zustimmung übersteigt aber selbst
bei Teitnehmenden, die sich klar für mehr Staat im Gegensatz zur mehr Markt aussprechen,

nicht 40 %.

Auf der Pro-Seite standen Argumente der sozia[en Gerechtigkeit, die Reduktion der Ungteich-
heit sowie eine Reflexion des Verhättnisses zwischen Wirtschaft/Arbeitsleben und Gese[[-
schaft/Privatteben im Vordergrund. Auf der Kontra-Seite hingegen, wurde hauptsächtich die

Finanzierbarkeit der lnitiative in Frage gestetLt. Eine weitere Befürchtung war, dass durch ein

bedingungsloses Grundeinkommen Arbeitsanreize verlorengehen könnten.

o

o
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Votksinitiative (Für eine faire Verkehrsf inanzierung>

0bwoht sich im lnitiativkomitee der Votksinitiative <Für eine faire Verkehrsfinanzierung, yqp-

tretungen atter bürgertichen Parteien engagiert hatten, stimmten letztlich nur die Anhänge_

rlnnen der SVP mehrheitlich für die Vorlage (56% Ja-StimmenanteiL]. Von den Sympathisan_

tlnnen der FDPDie LiberaLen {FDP} votierte hingegen nicht einmaLein Drittel für die lnitiative

was sich atterdings bereits während des Abstimmungskampfes abgezeichnet hatte, nachdem

die FDP - im Gegensatz zur SVP - die Nein-Paro[e beschLossen hatte. Deutticher zeigte sich
der Links-Rechts-Konflikt mit Bl.ick auf die ideoLogische Selbsteinschätzung der Stimmen_

den. So war die Unterstützung am rechten Rand des poLitischen Spektrums klar am grössten

[58%), während Befragte, die sich setber [inks oder Links aussen einordneten, derVorlage arn
kritischsten gegenüberstanden [B bzw. 17 o/o).

Mit Btick auf ihre soziodemografischen MerkmaLe waren sich Befürwortende und Gegnerlnnen

der lnitiative hingegen sehr ähnIich. Einzig hinsichtLich des BiLdungsniveaus und der Einkom-

menskLasse zeigten sich signifikante Unterschiede; so standen hoch gebitdete Stimmende mit
hohen Einkommen der Vorlage deutlich skeptischer gegenüber: Zwischen dem Besitz eines

Autos und der Zustimmung zurVorlage gibt es hingegen wider Erwarten keinen statistisch be-
Lastbaren Zusammenhang - die im Vorfetd der Abstimmung reatisierten Befragungen kamen

noch zu einem gegenteiligen Befund.

ALs häufigsten Grund für die AbLehnung gaben die Befragten an, dass die Einnahmen aus der

Mineratölsteuer dort eingesetzt werden soLlten, wo sie am dringendsten gebraucht werden,

statt sie von vornherein für den Strassenverkehr zu reservieren. Darüber hinaus äusserten

grosse Teite der Nein-Stimmenden die Befürchtung, dass die Umsetzung der lnitiative zu ein-

schneidenden Einsparungen in anderen Aufgabengebieten des Bundes führen würde oder

dass diese der Umwelt schade, etwa indem Strassen gebaut würden, die gar nicht nötig sind.

Die qrosse Mehrheit der Befürwortenden gab aLs Grund für die Zustimmung an, dass das

Getd der Strassennutzenden dort eingesetzt werden sott, wo es herkommt. EbenfaLl.s häufig

genannt wurde die Überzeugung, dass für bessere Strassen und eine Entschärfung der Stau-

probl.ematik in den Städten und Aggtomerationen mehr GeLd von Nöten sei. Ein gutes Drittet

der Ja-Stimmenden machte zudem geltend, dass der motorisierte IndividuaLverkehr gegen-

über dem öffenttichen Verkehr schon [ange benachteitigte würde - die Voten dieser Stimm-

bürgerlnnen sind primär aLs Protest gegen die aLs einseitig empfundene Verkehrspol.itik der

vergangenen Jahre zu verstehen.

lnsgesamt hat die AnaLyse gezeigt, dass die Gegnerlnnen der Initiative nurwenig Verständnis

für die Argumente der Befürworterlnnen hatten, und umgekehrt. Die Vortage scheiterte daher

tetzttich an der fundamentaten Ablehnung sowohl der Argumente der lnitiantlnnen, wie auch

des von ihnen vorgeschLagenen Vorgehens durch die grosse Mehrheit der Stimmenden.

6

Anderung des Fortpftanzungsmedizingesetzes lFMedGl

Bei der Anatyse der Abstimmung ü,ber die Anderung des Fortpf Lanzungsmedizingesetzes zeigt

sich insgesamt eine relativ hohe Ubereinstimmung zwischen individue[[em Stimmentscheid

und partersympathie einerseits sowie Regierungsvertrauen andererseits. So stimmten na-

menttich die Sympathisantlnnen der Mitteparteien, der Christlichdemokratischen Votkspartei

ICVpJ und der FDP, mit 61 beziehungsweise B0% Zustimmung entsprechend den ParoLen ih-

rer parteien. Diese kLare Zustimmung ist voraltem im Fatle der CVP etwas überraschend, da

diese intern gespatten war. Die SVP-Sympathisantlnnen stimmten mit 58% Zustimmung als

einzige nicht gemäss ParteiparoLe und die Sympathisantlnnnen der GPS stimmten miI 52o/o

Abtehnung ats einzige gegen die Vorlage. Es zeigt sich zudem, dass diejenigen Stimmenden,

we[che der Regierung vertrauen, signif ikant häuf iger zustimmten [67 %l aLs dlejenigen, we[che

kein Vertrauen in die Regierung haben [50 %1.

Die Stimmbürgerlnnen zeigten sich etwas besser informiert a[s noch vor einem Jahr bei der

Abstimmung über den entsprechenden Verfassungsartike[. Während dama[s 43 % keine Anga-

ben zum lnhaLt derVorlage machen konnten, waren es bei dieserAbstimmung nur noch 34%.

Al.terdings scheint die wahrgenommene Schwierigkeit der Vorlage doch einen Zusammenhang

mit dem Stimmentscheid zu haben: Während unter denjenigen, weLche die Entscheidungen

an diesem Sonntag ats <eher [eicht> einschätzten, 66olo zustimmten, waren es nur 5'] % der-

jenigen, we[che die Entscheide ats <eher schwierig> empfanden. G[eich wie im letzten Jahr

gibt es mehr Zustimmung bei hoch Gebildeten und in der f ranzösischsprachigen Schweiz, und

weniger Zustimmung bei Personen, die regeLmässig einmaI in der Woche zur Kirche gehen.

Unter Letzteren stimmten nur 34olo mit Ja.

lnhatttich standen für die Teitnehmenden die Frage der Zulassung der Präimplantationsdia-

gnostik (PlDl und die Details von deren Umsetzung (2.8. Anzaht der Embryonen, Aufbewah-

rungsfristl klar im Zentrum der Abstimmung. Die Analyse der Stimmmotive zeigt, dass die

Zustimmung hauptsächtich mit dem Argument begründet wird, dass die PID Krankheiten früh

festsietten und damit Leid verhindern kann. Die Gegenseite macht hingegen vor aLLem ethi-

sche Bedenken bezLigtich eines Eingriffs in menschLiches Leben, sowie die Angst vor "Desig-
nerbabies" und weitergehender genetischer Se[ektion geltend. Das Argument der mögLichen

Diskriminierunq von Menschen mit Behinderungen findet nur wenig Zustimmung, Auch die

Auswertung der Kampagnenargumente zeigt, dass bei der Pro-Seite pragmatische Argu-
mente wie die Verhinderung von Schwangerschaftsrisiken, Abtreibungen zu einem späteren

Zeitpunkt und unnötigen Austandbehand[ungen hohe Zustimmung geniessen. Bei der

Kontra-Seite hingegen stösst das Argument, dass eine zukünftige Se[ektion anhand von weite-
ren genetischen MerkmaLen nicht ausgeschlossen werden kann, auf die grösste Zustimmung.

7
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Anderung des Asytgesetzes lAsytGl

Obwoht die elfte Anderunq des Asytgesetzes ats direkie Fotge der letzten Revision im Juni

2013 gesehen werden kann, stand sie unter ganz anderen Vorzeichen. Für einmaI kam der

Widerstand gegen die Revision nicht primär aus dem Linken Lager, sondern von der SVP, die

das Referendum gegen die geptante Neustrukturierung des Asylwesens ergriffen hatte. Diese

unübtiche Konstetlation prägte sowohI die Wahrnehmung derVorlage ats auch die Entscheid-

findung der Stimmberechtigten. Anders aLs bei früheren Anderungen des AsyLgesetzes wurde

diese Revision nicht vorrangig a[s Verschärfungsvorlage wahrgenommen. lm Zentrum stand

die Verkürzung beziehungsweise Beschteunigung der Asylverfahren, die im Grundsatz nrcht

nur von der bürgerlichen Wählerschaft, sondern auch von grossen TeiLen der Anhängerlnnen

der SP und der GPS befürwortet wird.

Aufgrund der Ausgangstage wenig überraschend wurde die Vorlage von SVP-Wähl.enden am

stärksten abge[ehnt. 61 % von ihnen sprachen sich gegen die etfte Asylgesetzrevision aus.

Ausserhatb ihrer Stammwähterschaft stiessen die Argumente der SVP a[Lerdings auf wenig

Gehör. lm bürgerlichen wie auch im [inken Lager wurde die vorgeschLagene Anderung des

Asylgesetzes grossmehrheitLich angenommen. Entsprechend schwach ausgeprägt war denn

auch der Links-Rechts-Graben. Von <[inks aussen> bis <rechts> fand die Revision sotide

Mehrheiten. Nur bei Stimmenden, die sich im politischen Spektrum <rechts aussen> verorten,

war die Vortage nicht mehrheitsfähig. Auch aufgeschtüsseLt nach soziodemografischen Merk-

malen erfuhr die Vorlage breite Zustimmung. Die Revision wurde über aLLe Altersgruppen hin-

weg, von beiden Geschtechtern und sowohI in der Ländtichen ats auch in der urbanen Schweiz

mehrheit[ich unterstützt.

Dre Beschleunigung der Asytverfahren war nicht nur der mit Abstand meist genannte inha[t-
tiche Aspekt, sondern auch Hauptgrund für die Befürwortung der Vortage. Ein ausserordent-
Lich hoher AnteiI von 55o/o der JarStimmenden nannte die kürzere Verfahrenszeit ats ersten

Grund für ihre Entscheidung an der Urne. Die weiteren genannten Motive zur Unterstützung
derVorlage {kostenlose Rechtsbeihitfe, Kostensenkung im Asytbereich, sinnvotler politischer

Kompromiss) stehen etwas im Schatten dieses dominierenden Aspekts und wurden deut-
lich seltener genannt. Demgegenüber störten sich die Nein-Stimmenden primär an der Ein-

führung kostentoser rechtticher Begleitung für die Asytsuchenden. 30% der Gegnerlnnen

nannten in der einen oder anderen Form diese Neuerung im Asytgesetz aLs ersten Grund

für ihr Nein zur Revision. Ats wenig entscheidend erweist sich dagegen die Thematik po-

tentiell mögLicher Grundstücksenteignungen zum Bau von Bundeszentren. Diese wurde von

der Nein-Kampagne aLs weiterer Kritikpunkt an der Revision hervorgehoben und erfuhr im

Vorfetd der Abstimmung einige mediaLe Auf merksamkeit. Nur sehr wenige Bef ragte nannten

expLizit die Mögtichkeit von Enteignungen aLs Grund für ihre Entscheidung gegen die Geset-

zesänderung.

Die Anatyse spezifischerArgumente bestätigt diese Erkenntnisse und zeigt, dass die vom Bun-

desrat vorgebrachten Gründe für die Revision des Asylgesetzes weitherum Anktang fanden.

Die Vorlage wurde als sinnvoller und pragmatischer nächster Schritt in der schweizerischen

Asylpolitik verstanden. Die Gegenargumente wurden ausserhatb der SVP-Kernwähterschaft

aLs zu wenig gewichtig wahrgenommen, um vom Längerfristig eingeschtagenen Weg abzu-

kommen und die vorgeschlagene Revision abzutehnen.

Zur Methode

Die vorliegende Untersuchung beruht auf einer von der VOX-Partnerschaft realisierten Nach-

befragung zurVotksabstimmung vom 5. Juni 2016. Die Befragung wurde vom Forschungsin-

stitut gfs.bern innerhalb von 13 Tagen nach der Abstimmung durchgeführt. Die Datenanalyse

erfotgte durch das lnstitut für Potitikwissenschaft der Universität Zürich IlPZ). Die Befragung

wurdevonl2l Befragendentelefonischdurchgeführt,wobei gfs.berndieMögLichkeithatte,die
lnterviews zu beaufsichtigen, ohne dass dies für die Befragenden und die Befragten erkenn-
bar war. Die Auswah[ der Befragten wurde in einem dreistufigen Zufa[[sverfahren ermittett.
Der Stichprobenumfang betrug 1'5'13 stimmberechtigte Personen, davon kamen 53 % aus der
Deutschschweiz,2To/o aus derWestschweiz und 20% aus der italienischsprachigen Schweiz.

Der Stichprobenfeh[er für die Gesamtheit der Befragten tag bei +/- 2.5%. Vorsicht bei der
lnterpretation der Daten ist dort geboten, wo die TeiLstichproben ktein sind und die Vertei-

lung der Prozentwerte zugLeich ausgegtichen ist {50:501. ln sotchen FäLlen können auf Grund

des Stichprobenfehlers keine Aussagen über Mehrheitsverhältnisse gemacht werden. Für die

Beteitigung wurde wiederum nach Stimmregisterdaten aus dem Kanton Genfi, der Stadt St.

Gatlen und einer Auswahl von Gemeinden des Kantons Tessin gewichtet.

r Die verwendeten Daten zum Kanton Genf sind vor[äufige Angaben, die definitiven ZahLen lagen

zum Zeitpunkt der Analyse noch nicht vor.

o f)
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VD 48./1 22.9 85.0 73.5

VS 49.6

27.9
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24.7
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NE 50.3 41.1 31.2 29.8 7 4.3 73.0

27.4 34.7 24.4 81.5 59.9

70.3 68.9

trt

JU

51.6

39.0 41 .4 34.4 29.2

Tabetle 1: Ergebnisse in Prozent der Stimmenden gesamtschweizerisch und pro Kanton

Quetle: BundesratsbeschLuss über das Ergebnis der Votksabstimmung vom 5. Juni 201 6

vom 1 5. Au

1. BEDEUTUNG DER VORLAGEN, STIMMBETEILIGUNG

UND MEINUNGSBILDUNG

1.1 Bedeutung derVortagen

Am 5. Juni 2016 stimmte das Schweizer Stimmvolk gteich über fünf verschiedene Vorlagen ab.

Naturgemäss standen einige Vorlagen mehr im Vordergrund ats andere. Die grösste Bedeu-

tung wurde der kontrovers diskutierten Revision des Asytgesetzes beigemessen. lm Verg[eich

zu früheren Abstrmmungen wurden jedoch alte fünf Vortagen als überdurchschnittlich bedeu-

tend eingeschätzt, sowoht für das Land IDurchschnitt: 6.6, auf einer Ska[a von 0 [keinerlei

Bedeutungl bis 10 [sehr grosse Bedeutungl) ats auch für sich persöntich (Durchschnitt: 5.8).

Das sehr unterschiedtiche Mass an Aufmerksamkeit, das den fünf Vorlaqen im VorfeLd zum

Abstimmunqssonntag zuteiLwurde, hat sich dabei auffallend wenig auf die Einschätzung der

Bedeutung niedergesch[agen. So schätzten die Befragten die medial. stark beachtete lnitiative

zur Einführung eines bedingungstosen Grundeinkommens nur unmerktich bedeutender ein

ats die wenig diskutrerte Anderung des Fortpftanzungsmedizingesetzes.

Tabetl,e1.1: BedeutungderVor[agefürdasLandundfürsichse[bst,inProzentStimmbe-
rechtigter*

* Die Angaben wurden nach Sprache gewichtet.

@ Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Anatyse der e enössrschen Abstimmungen vom 05.06.201 6.

') 1.2 Stimmbeteitigung

Am 5. Juni 2016 betrug die StimmbeteiLigung zwischen 44.9 (Fortpftanzungsmedizingesetzl

und 47.0o/o (Votksinitiative Grundeinkommenl. Diese Werte lregen deutlich unter der Beteil.i-

gung im Februar 2016, als dre Durchsetzungsinitiaiive rekordverdächlige 63.7o/o der Stimm-

bevötkerunq an die Urne Lockte, aber teicht über dem Durchschnitt der Letzten 25 Jahre {1991

bis 2015: 43.8o/o).

o )

o )

vt
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gesetz
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l^l
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t%l

sich

se Ibst

l"k)
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l%l
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setbst

1olo] lolol

sic h

se Ibst
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22

3

12

18
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1l
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22

/41+

l

l
17

12
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13

18

14

36

18

3

I
17

54

18

6

16

20
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11

4

17

21

44

14

16
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16

34

16

1

5

11

52

31

Sehr ktein [0, 1]

Ktein [2-4]
Miuet [5]

Gross l6-8l
Sehr gross {9, 1 0)

6.1

1141 6)

5.4

11/.22]'

7.5

t 1 4301 11422)

6.5Arith metisches

Mittet In]

65
114271 t 1 4381

5.6 6.3

11 46el I 1 4851

5.6 6.7

I 1 4531

6.0

l1 431 |

TO

2016, Bundesblatt 2016, S. 6779-6785.
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Wie bei Abstimmungen übtich zeigt sich, dass gewisse soziodemografische MerkmaLe sehr
gute ErkLärungsfaktoren für die poLitische Beteitigung darstetLen. Wenig überraschend ist das
poLitische lnteresse einer der zentraLen Faktoren, weLcher die Teilnahme erklärt, Ausserdem
steigt die StimmbeteiLigung mit zunehmendem Atter beträchtLich. Während in der jüngsten

Attersgruppe {18-29 Jahre) knapp ein DritteL an die Urne ging, verzeichnen die älteren Atters-
gruppen (60-69 Jahre respektive über 70 Jahre] eine etwa doppeLt so hohe Beteitigungsquote.
Ausserdem ist die StimmbeteiLigung relativ stark soziaI geprägt. SowohI höhere Bitdung ats

auch höheres Einkommen gehen mit einer deutLich höheren Stimmbeteitigung einher. Kaum

eine RoLLe spielten hingegen das Geschtecht und derWohnort. Männer und Frauen nahmen in

etwa g[eich häufig an den Abstimmungen teiL und die Stimmbeteitigung von Personen in Länd-

[ichen Gebieten liegt nur Leicht unter derjenigen der Stadibevötkerung.2 Offenbar konnten weder
die Vorlage <Pro Service pubLic> noch die sogenannte MiLchkuh-lnitiative - beide potentieLL

attraktiv für die l.ändl.iche Bevötkerung - Stimmende auf dem Land übermässig mobitisieren.

Die Unterschiede in den Beteitigungsraten nach Parteipräferenz waren vergleichbar zu frü-
heren Abstimmungen. Am stärksten mobitisiert wurde die Anhängerschaft der SP. 640/ovon
ihnen nahmen nach eigenem Bekunden am Urnengang teit. Dieser Wert liegt einiges über der
BeteiLigungsquote der Wähterschaft von CVP, FDP und SVP. Die Position der SVP a[s a[[einige
bedeutende Befürworterin IMitchkuh-lnitiative] beziehungsweise Gegnerin (Asylgesetz-Revi-

sionJ einer Vorlage vermochte deren Anhängerschaft offenbar nicht über das übliche Mass hin

an die Urnen zu Locken. Noch tiefer war die Mobitisierung wie gewohnt unter Personen ohne

Parteipräferenz {33 %l.Nach der unüb[ich starken Mobitisierung bei den Linksparteien, der
CVP aber auch bei den ParteiLosen im Zuge der Abstimmung zur Durchsetzungsinitiative im

Februar 20163 hat sich die Beteitigung damit wieder auf dem gewohnten Niveau eingependett.

'?Beide Faktoren erweisen sich in einer muLtivariaten Anatyse ats statistisch nicht signifikant.
3 Vgt. die entsprechenden Werte: SP 78olo, Grüne 91 %, CVP 80%, FDP 67%, SVP 69ol0, Parteilose 49%,

Sciarini, PascaUFeddersen, Alexandra/Lanz, Simon [20161; Anatyse der eidgenössischen Abstimmunq
vom 28. Februar 2016, Tabetle 1.2,5.17.

Tabette 1.2: Beteitigung nach sozialen und potitischen Merkmaten in Prozent

der Stimmenden

" Zur lnterpretation der statistischen Koeffizienten siehe Abschnitt 7 <Zur Methode>.
Die Zah[en in K[ammern geben LedigLich eine Tendenz an, da die AnzahI FäLte unter fünfzig [iegt und
keine statrstischen Schlüsse zutässt.
@ Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.201 6.
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La nd

SP - Sozialdemokratische Partei

Parteiverbundenheit

CVP - Christtichdemokratische Votkspartei 51, 109

46FDP Die Liberalen

SVP - Schweizerische Volkspartei 192

239

/+5

I7t) 49GPS - Grüne Partei

GLP - GrüntiberaLe Partei t82l 30

BDP - Bürqerlich-Demokrattsche Partei t78l 16

Keine Partei 33 319
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1.3 Meinungsbildung

ln Bezug auf die Entscheidungsfrndung waren bei den diversen Vorlagen klar unterschiedtiche
Muster beobachtbar. Am leichtesten fiet die Entscheidung zum bedingungstosen Grundein-

kommen. 83% der Befragten gaben an, keine Probteme bei der Entscheidung gehabt zu haben

und entsprechend war bei fast einem DritteI der Stimmbevölkerung von Anfang an ktar, ob

diese visionäre ldee Unterstützunq verdient oder nicht.

Eher schwierig gesta[tete sich hingegen die Meinungsbitdung zur Pro Service pubLic-lnitiative.

0bwohL keine der Bundesratsparteien diese Vorlage zur Annahme empfaht, taten sich vieLe

Stimmberechtigte mit der Entscheidung vergleichsweise schwer. Das Grundantiegen einer
Stärkung des Service pubtic schien wohLvie[en Bef ragten sympathisch, was im Kontrast zu der

abLehnenden HaLtung der Parteien stand, Die Entscheidfindung zum neuen Fortpflanzungs-

medizingesetz wird von den Befragten ats ähnLich schwierig eingeschätzt.34% taten sich mit

der Entscheidung eher schwer. Die Hauptgründe hierfür Liegen mutmassl.ich in dervergleichs-
weise zurückhaltenden Medienberichterstattung, sodass sich die Stimmberechtigten zuerst

mit der Materie vertraut machen mussten.

Die anderen beiden Vortagen, die Votksinitiative zur Verkehrsf inanzierung und die Revision des

Asytgesetzes, Liegen im Mittetfetd der fünf Vorlagen und verzeichnen sehr ähntiche Werte in

Bezug auf die Meinungsbitdung: Rund ein FünfteLwusste von Beginn an, welche Entscheidung

zu treffen sei, ein weiterer Viertel traf diese Entscheidung drei bis sechs Wochen vor Abstim-
mungstermin. Rund 70% der Befragten fie[ diese Entscheidung eher leicht.

Tabette 1.3: Entscheidzeitpunkt und Schwierigkeit der Meinungsbitdung in Prozent

der Stimmenden*

2. VOLKSINITIATIVE <PRO SERVICE PUBLIC>

2.1 Ausgangstage

Die Grundversorgung in den Bereichen öffentLicher Verkehr, Post und TeLekommunikation

- der so genannte Service pubtic - hat in der Schweiz traditionetl einen hohen Stetlenwert. Sie

wird primär von der SBB, der Post und der Swisscom sichergesteltt, drei ehemaligen Bundes-
betrieben, die seit Ende der 1990er-Jahre eigenständig agieren. Da die Unternehmen jedoch

nach wie vor mehrheitlich oder voL[ständig im Besitz des Bundes sind, hat dieser auch sicher-
zusteLten, dass überatL in der Schweiz quaLitativ hochwertige Dienstleistungen zu angemesse
nen Preisen zurVerfügung stehen. DieVoLksinitiaiive <Pro Service pubtic>, die am 30. Mai 2013

eingereicht wurde, hat nach Ansicht ihrer Initiantlnnen aus dem Umfeld der vier Konsumen-
tenzeitschriften <K-Tipp>, <SaLdo", <Bon ä savoir,,, <Spendere MegLio> eine wachsende Unzu-
friedenheit mit den Leistungen und Preisen der SBB, der Post und der Swisscom aufgegriffen.
BemängeLt wurde nicht nur, dass sich der Service verschlechtert hätte (2. B. Schliessung von

PoststeLLen und Bahnschaltern, teurere BiItette], sondern spezietL auch, dass die drei Unter-
nehmen gLeichzeitig grosse Gewinne auswiesen. Zudem sei es stossend, dass die Top-Kader

von SBB, Post und Swisscom deuttich mehr verdienen als ein Mitgtied der Landesregierung.
Die Initiative verlangte deshatb, dass der Bund und bundesnahe Betriebe bei der Grundversor-
gung künftig nichi mehr nach Gewinn streben dürfen und dass Gewinne, so[[ten sie trotzdem

anfaLten, im jeweitigen Unternehmen b[eiben müssen. Auch die Querfinanzierung anderer
DienstLeistungen durch Überschüsse aus der Grundversorgung sollten nicht mehr erlaubt
sein. Darüber hinaus forderte die Initiative, dass die Löhne derAngesteltten von bundesnahen
Unternehmen nicht mehr über denjenigen der BundesverwaLtung liegen dürfen.

Der Bundesrat empfahL die Initiative zur Abtehnung, mit der Begründung, dass die Schweiz

über einen sehr guten und zuverLässigen Service pubLic verfüge, der auch im internationaten
Vergteich sehr gut abschneide. Der Bundesrat argumentierte weiter, dass eine Annahme der
lnitiative den Service public nicht stärken, sondern eher schwächen würde, da der unterneh-
merische Spielraum und damit auch die Wetibewerbsfähigkeit der bundesnahen Betriebe zu

, stärk eingeschränkt würden. Auch im Partament war die Vortage chancenlos: Nationat- und
' Ständerat sprachen sich einstimmig und ohne EnthaLtungen gegen die lnitiative aus. Mit Aus-

nahme der Eidgenössisch Demokratischen Union IEDU] und der Partei der Arbeit [PDA) emp-
fahten zudem sämtLiche Parteien auf nationa[er Ebene ein Nein zur Vorlage. Auf kantona[er
Ebene widersetzten sich tedigl.ich je eine SVP und eine Sektion der Bürgertich Demokrati-
schen Partei (BDP] den nationalen AbstimmungsparoLen ihrer Parteien und empfah[en eine
Annahme der lnitiative. Aufgrund dieser Ausganstage siand das lnitiativkomitee im Abstim-
mungskampf weitgehend isoLiert da, zumaI sich auch die Wirtschaftsverbände und die Ge-

werkschaften gegen die lnitiative "Pro Service pubLic> aussprachen.

^l

c

vl
Pro Service

public
lY"l

vt
Grundein-
kommen

lY"l

vt
Verkehrs-

linanzierung
lY"l

Fortpftan-
zungs-

medizin-
gesetz

l"l

Asyl-
gesetz

1%l

Entsc hei dzeitpu n kt
Von Anfang an klar
3 bis 6 Wochen vor der Abstimmung

1 bis 2 Wochen vor der Abstimmung

Letzte Woche vor der Abstimmung

Schwierigkeit bei der Entscheidung

Eher Leicht

Eher schwierig

Weiss nicht, keine Angabe

17

24

42

11

61

35

4

* Nur Stimmende IN = zwischen 1132 und 1164]. Die Angaben wurden nach dem Ergebnis der
betreffenden Abstimmung gewichtet.
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Gemäss Trendumfragen vor derAbstimmung stiess die Initiative bei der Schweizer Bevö[ke-

rung auf eine gewisse Sympathie.a Die Gegenargumente vermochten aber schtiessLich eine

grosse Mehrheit der Stimmenden zu überzeugen und die Vorlage wurde mit 67.6 o/o Nein-Stim-
men und von sämttichen Kantonen überraschend deutlich abgelehnt.

2.2 Das Profil, der Stimmenden

Wie schon die AbstimmungsparoLen zeigen, stiess die Initiative über atle poLitischen Lager hin-

weg auf eine breite AbLehnung. Die Abstimmung war daher auch nicht durch einen klassischen

Links-Rechts-Konftikt geprägt. Am häufigsten für die Vorlage gestimmt haben die Sympathi-

sierenden der SVP, der Ja-StimmenanieiI Lag jedoch klar unter 50%.5 Auch die ideologische

Setbsteinschätzung der Befragten trägt nicht viel zur ErkLärung des AbstimmungsresuLtats

bei. Zwarwar die Zustimmung zurVorlage am rechten Rand grösser ats im Rest des potiti-
schen Spektrums, dieser Unterschied ist jedoch statistisch nicht signifikant.

Was sich in Tabelte 2.1 atterdings zeigt, ist ein Zusammenhang zwischen der Grundhaltung

der Befragten gegenüber den Behörden und ihrer Zustimmung zur Initiative. Stimmende mit

einem ausgeprägten Misstrauen gegenüber der Regierung standen der Vortage mehrheitlich
positiv gegenüber (52% Ja-StimmenanteiU. Die Vermutung Liegt daher nahe, dass ein ähnLich

gelagertes Misstrauen oftmaLs auch gegenüber der Führung bundesnaher Betriebe besteht.

Stimmende mit einem hohen Regierungsvertrauen und soLche, die in dieser Frage keine klare

Position beziehen konnten oder woLlten haben die lnitiative hingegen abgeLehnt. Ein weiterer
signifikanter Unterschied zeigt sich hinsichttich des poLitischen Interesses der Stimmenden:
je grösser dieses ist, desto geringer war die Zustimmung zur Initiative <Pro Service pub|.ic>.6

Ebenfatts ats lohnend erweist sich der BLick auf den Zusammenhang zwischen den Wert-

vorsteltungen der Stimmenden und deren Entscheidungen. So zeigt sich, dass der Ja-Stim-
menanteil derer, die sich eine Schweiz mögtichst ohne Einkommensunterschiede wünschen,

deutlich höher ist als jener der Stimmenden, die grossen Lohndifferenzen positiv gegenüber-

stehen. lm Fatt von Ersteren dürfte namentLich das Bestreben der lnitiative, die Chefgehä1.-

ter bei SBB, Post und Swisscom zu beschränken, für den Stimmentscheid ausschLaggebend

gewesen sein. Zwischen den Entscheidungen der Stimmenden und deren Einste[Lungen zu

anderen Wertefragen, etwa zu jener, ob in der Schweiz mehr Staat oder mehr DereguLierung

von Nöten sei, bestehen hingegen keine signifikanten Zusammenhänge, deshatbwerden sie in

Tabetle 2.1 auch nicht gesondert ausgewiesen.

a Siehe Longchamp et at. (20161: Kurzbericht zur 1. Wette der Befragungsreihe <SRG-Trend> zurVolksab-
stimmung vom 5. Juni 2016. Bern: gfs.bern.

5 Einzig die Anhängerlnnen der PDA haben, der Parole ihrer Partei fotgend, mehrheitLich für dre Annahme
der Initiative gestimmt. Aufgrund der äusserst geringen Fattzaht IN=5] ist dieser Befund jedoch statrstisch
nicht betastbar.

6 Die Unterschiede hinsichtlich des Regierungsvertrauens und des politischen Interesses sind auch in

einer multivariaten Anatyse signifikant.

Tabette 2.1: Vl Pro Service pubtic - Stimmverhalten nach potitischen Merkmalen
in Prozent der Ja-Stimmenden

o/o Ja

" Zur lnterpretation der statistischen Masszahten vqt. Abschnitt 7 <Zur Methode>.
Die ZahLen in K[ammern geben tediglich eine Tendenz an, da die AnzahL FäLle unter fünfzig liegt und
keine statistischen Sch[üsse zuLässt.
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Ahntich wie die potitischen wirkten sich auch die soziodemografischen Merkmate der Stim-
menden nur bedingt auf den Stimmentscheid aus. Weder zwischen den GeschLechtern noch

zwischen den ALtersgruppen zeigen sich signifikante Unterschiede hinsichtl.ich der Ja-Stim-
menanteiLe. Ein solcher ist hingegen mit Btick auf das Bi[dungsniveau zu erkennen: Stimmen-
de, weLche die obtigatorische SchuLe besucht oder eine BerufsLehre abgeschtossen haben,

unterstützten die Vorlage klar häufiger als Stimmende mit einer weiterführenden [Aus-)Bit-
dung. Ein ähnLiches Bitd zeigt auch der Vergteich der EinkommenskLassen. Stimmende, die

überweniger als 5'000 Franken Haushaltseinkommen pro Monatverfügen, waren der lnitiative

gegenüber insgesamt positiver eingesteL[t als sotche aus den oberen Einkommensschichten.T

Abgesehen davon war die Zustimmung zurVorlage in der itaLienischsprachigen Schweiz etwas

grösser a[s in der Deutschschweiz und in der Romandie, der Unterschied ist jedoch ziem-

Lich gering. Hinsichttich des Wohnorts der Stimmenden zeigt sich hingegen kein statistisch

signifikanter Unterschied - entgegen dem im Abstimmungskampf zuweiLen vorgebrachten

Argument, dass gerade die Bewohnerlnnen von kLeineren, peripheren Gemeinden unter der

VerschLechterung des Service pubtic Leiden würden, da es dort eher zur SchLiessung von Post-

stelten oder zur Einstetlung von öV-Verbindungen komme.

7 Die Unterschiede hinsichttich des Bitdungsniveaus sind auch in einer muttivariaten Analyse signifikant,
jene zwischen den Einkommensklassen tedigtich in einer bivariaten Anatyse.

Tabel.Le 2.2:Yl Pro Service pubtic - Stimmverhalten nach soziodemografischen

Merkmalen in Prozent der Ja-Stimmenden

Merkmale/ Kategorien Korretations-
koeftizient'

Totat VOX 991

Bitdu V=.12**

La nd 29

" Zur Interpretation der statistischen MasszahLen vgt. Abschnitt 7 <Zur Methode>.

Die Zahten in runden Ktammern geben tedigtich eine Tendenz an, da die Anzah[ Fätte unter fünfzig liegt

und keine statistischen Schtüsse zuLässt.

@ Universität 7ürichlg fs.berni VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.2016.

2.3 Wahrnehmung

Wie aus TabeLLe 2.3 hervorgeht, waren die Befragten nicht sonderlich gut über die Initiative

informiert. Das zeigt sich daran, dass 38% die Frage nach dem Inhatt derVortage nicht beant-

worten konnten. Wenig überraschend wussten die Stimmenden deutlich besser Bescheid als

diejenigen, die nicht zur Urne gegangen waren. Insgesamt gab je etwas mehr aLs ein VierteI

der Befragten an, das Ziet der lnitiative sei eine Verbesserung des Service public oder einzeL-

)0

c .t

olo Ja

32

29Hoch 684

40 279Mittet

31 476

516

141) 28Tief

n.5.Geschlecht

Mann

Frau 33

n.s.Alter

1 8 bis 29 Jahre aa 54

34 17730 bis 39 Jahre

10531

JI

37

209

21+5

40 bis 49 Jahre

50 bis 59 Jahre

60 brs 69 Jahre

30 20270 Jahre und mehr

V=.11i+Ha usha ltse in ko m m en

197Unter 5000 CHF 39

5000 bis 9 000 CHF aa 450

Französische Schweiz 31

552

229

Deutsche Schweiz

27 250

32

V = .09+

Über 9000 CHF

38 175ItaLienische Schweiz

n,5.Wohnort

G rossstadt

MitteLq rosse Stadt/ KLeinstadt

32

CE

258

390

31,3
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ner VersorgungsLeistungen oder ein Verbot von Gewinnen für bundesnahe Betriebe, respektive
eine Beschränkung der GehäLter beim Management gewesen. LedigLich eine Minderheit ant-
wortete, dass das VerhäLtnis der SBB, der Post und der Swisscom zum Staat (2. B. Verhinde-
rung von Privatisierungen) im Zentrum gestanden habe.

TabeLLe 2.3r Vl Pro Service pubtic - Wahrnehmung der lnhatte in Prozent der Stimm-
berechtigten Inur Erstnennungenl

Wahrnehmungr Nichtstimmende

2.1, Die Stimmmotive

Die Auswertung der spontan genannten Stimmmotive macht deutLich, dass die Argumente des

lnitiativkomitees, respektive des Bundesrates, grösstentei[s bei den Befragten angekommen
sind. Nur 9 % der Ja-Stimmenden und B% der Nein-Stimmenden konnten nicht genau sagen,

was sie zu ihrem Entscheid bewogen hatte IErstnennungenl. Weitere 2bzw.B% gaben an, den

Empfehlungen von Bund, Parteien, Verbänden oder Bekannten gefolgt zu sein.

Betrachtet man dre Motive der Ja-Stimmenden etwas näher (aLte Nennungen), so zeigt sich,

dass 54% der Vorlage zugestimmt haben im Bestreben, die Grundversorgung weiterhin zu

gewährleisten oder den Service pubLic insgesamt zu verbessern. Von weiteren 19% wurde
zudem der ErhaLt von spezifischen Leistungen wie beispielsweise von Poststetlen oder Bahn-
schaLtern ats Motiv genannt. Das zweitstärkste Motiv waren die GehäLter bei den bundesnahen
Betrieben: 47% gaben an, aufgrund der aLs zu gross empfundenen Lohnungteichheit ein Ja

eingelegt zu haben. Nur gerade 4% haben die Vorlage hingegen deshaLb unterstützt, weiL sie

der Ansicht waren, dass die Preise für ÖV, Post oder TeLekommunikation zu hoch sind und

gesenkt werden müssten.

Das häufigste Motiv um die Vortage abzu[ehnen, war die Uberzeugung, dass die Initiative, so

wie sie formu[iert war, sch[icht nicht geeignet sei, um die angestrebten Zie[e zu erreichen.
34o/o der Nein-Stimmenden gaben an, sich gegen die Vorlage entschieden zu haben, weit die

vorgeschlagenen Anderunqen den Service public in der Schweiz nicht verbessern, sondern

diesem eher schaden würden. Ebenfalts oft zur Abtehnunq der lnitiative führte die Überzeu-
gung, dass die Grundversorgung bereits jetzt gut ist, zur AufrechterhaLtung des Standards
jedoch Gewinne notwendig seien, die in Weiterentwicklung und Innovationen investiert werden
können [29%1. Darüber hinaus gaben 1B respektive 23% der Nein-Stimmenden an, dass es

den Unternehmen freistehen so[tte, über die gezahLten GehäLter oder die Verwendung ihrer
Überschüsse zu bestimmen, da sie nur so auf dem freien Markt bestehen könnten. Ein kleiner
Teit [9%) sprach sich zudem grundsätztich gegen weitere RegLementierungen durch den Staat
aus oder vertrat gar die Ansicht, dass die Unternehmen votlständig privatisiert werden sotlten.

TabetLe 2.4:Yl Pro Service pubLic - Motive der Stimmenden (mehrere Antworten mögtichl

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid Alte
Nennungen

Erst-
nennungen

A l

c

Total Stimmende

%

Service pub[ic/einzelne Leistungs
erbri ng e r

26

n

.E

n

18

n

390 245 145

Ma rktsituation / Gewi nnverbot/ Löhne 29

Verhältnis zu Staat 2

435

aa

37 259 22 176

3 21 2 12

Attgemeine oder fatsche Antworten /An-
deres

4

Weiss nicht/keine Antwort 3B

99TotaI

64 6 41

1ta

695

3

55

23

562

1 484

433

100 100 789

* Die Aussagen wurden nach TeiLnahme gewichtet.
@ Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Anatyse dereidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.2016

n

29

8 25

Lerstungen attgemein: z. B. Grundversorgung gewähr-
[eisten/Service pubtic verbessern

JA-Stimmende

19

% n

94 54

Spezifische Leistun en: z. B. Poststellen erhatten

174

62

1 4 14Preise zu hoch, müssen gesenkt werden

Managertöhne zu hoch /Lohnungteichheit zu gross 28 47 153

7

91

4

8

Verhättnis zu Staat: z. B. mehr 'lransparenz/

Attgemeine Gründe/Anderes

Privatisie ru ck abschwächen

EmpfehLu ngen

19

2

2

62

3

27

9 56Weiss nicht/keine Antwort

Total 100

30

322 219

153

704

22

88

NEIN-Stimmende

Grundversorgung ist bereits gut/
Gewinn nötiq für weiteren Ausbau

15 102 29 191

3

Unternehmen sotten Löhne setber bestimmen können/
quatifizierte Leute verdienen qute Löhne

emessenPreise sind an

8

B

54 1B

19

123

6 39 9

7 23

Gegen übermässige Regtementierung durch Staat/
Staatsbetriebe sind zu privatisieren

Unternehmen sot[en über Gewinne bestimmen können/
freie Marktwirtschaft

lnitiative ungeeignet/schadet Service pubtic 16 105

45

34

I EE

60

226

Empfehtu ngen B 54 12 82

42Attgemeine Gründe/Anderes

Weiss nicht/ keine Antwort

31

B

211

53 5B

284

386

670 1527

der e en vom 05.06.201 6.

228
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2.5 Pro- und Kontra-Argumente

Um zu testen, auf wieviel Verständnis die jeweiLigen Argumente der beiden Lager bei den Be-

fragten gestossen sind, wurde die Zustimmung zu je drei während des Abstimmungskampfes

häuf ig verwendeten Pro- und Kontra-Argumenten untersucht.

Die grösste Zustrmmung unter den Ja-Stimmenden Iand das Argument, dass das Management

von SBB, Post und Swisscom nicht mehr verdienen sotlten aLs ein Mitgtied des Bundesrates

{81 %1. Mit diesem Argument waren auch mehr ats die Hätfte der Nein-Stimmenden einver-

standen. lnteressanterweise zeigt sich dieses Muster auch im Fatt der anderen beiden Pro-

Argumente. Mit der Forderung, dass der Leistungsabbau in der Grundversorgung gestoppt

werden müsse, erktärten sich 78% derJa-Stimmenden und 56% der Nein-Stimmenden ein-

verstanden. Auch das Argument, dass mit der Grundversorgung erzielte Überschüsse wieder

in die Grundversorgung fliessen, und nicht zur Subventionierung anderer Bereiche verwendet

werden sottten, stiess ber der Mehrheit der Ja- wie auch der Nein-Stimmenden auf Anktang
(80% bzw. 52o/ol.Der hohe Grad an Zustimmung in beiden Lagern kann aLs lndiz dafÜr gesehen

werden, dass ein grosserTeiI der Gegnerlnnen derVortage die Bedenken der Befürwortenden

zwar teitt, die lnitiative aber nicht für qeeignet erachtet hat, um eine Verbesserung des Service

pubtic zu erreichen.

Wie die Auswertung der Kontra Argumente zeigt, teilten 91% der Nein-Stimmenden die Ein-

schätzung, dass die Grundversorgung in der Schweiz im Grossen und Ganzen gut funktioniert.

Dieses Argument siiess auch bei 61o/o der Ja-Stimmenden auf AnkLang. ALLerdings war das

grundsätzliche Vertrauen in den Service public anscheinend nicht bedeutsam genug, so dass

sie der lnitiative trotzdem zugestimmt haben. Auch das Argument, dass die bundesnahen Be-

triebe mehr Hand[ungsspietraum und nicht mehr Einschränkungen benötigen wÜrden, um

sich am Markt zu behaupten, stiess sowohI bei den Gegnerlnnen a[s auch bei den BefÜrwor-

tenden der Vortage auf Zustimmung (89% bzw.57o/ol. Die dritte Aussage des gegnerischen

Lagers, dass den Unternehmen mit einem Gewinnverbot das Getd für lnvestitionen in lnnovati-

onen fehlen würde, wurde hingegen tedigLich von einer Minderheit derJa-Stimmenden unter-

stützt (42%1. lm Laqer der Nein-Stimmenden dagegen stiess das Argument grossmehrheitLich

auf Anktang (78%).

lnsgesamt lässt sich sagen, dass sich die Befürwortenden und Gegnerlnnen der lnitiative hin-

sichttich ihrer Wahrnehmung der Leistungen und Preise des Service pubtic sowie der not-

wendigen unternehmerischen Freiheiten der bundesnahen Betriebe ähnticher sind, aLs es der

erste BLick vermuten [ässt. Dennoch [iess sich die grosse Mehrheit der Stimmenden letztlich

schticht nicht davon überzeugen, dass die Initiative <Pro Service pubtic> den geeigneten Weg

darstet[t, um die Grundversorgung in der Schweiz nachhattig zu stärken.

Tabette 2.5: Vl Pro Service pubLic - Anktang der Pro- und Kontra-Argumente
bei Stimmenden in Prozent

Pro-Argumente Nicht
einverstanden

l"t"l

TotaI 36

Ja

Resuttate in Linrenprozenten. Lesebeispiet: 630/o atter Stimmenden 181 % derJa-Stimmenden;

540/oderNein-stimmendenl pftichtetendemerstenArgumentbei,36%(180/oderJa Stimmenden

und 1+4o/o der Nein-Stimmendenl [ehnten es ab und 1o/o11ok;10lol konnten sich nicht entscheiden.

Gesamtheit der antwortenden Stimmenden = zwischen 982 und 9BB [gewichtet).

O Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.2016.

Weiss
nicht
|Y"l

n)

C-)

Einver-
standen

1!ol

63

81 1B

1

1

Nein 54 4L 1

Es ist stossend, wenn Manager von Post

SBB oder Swisscom mehr verdienen ats

Bundesräte.

1a 4TotaL 63

78 20 3Ja

Nein 56

Der Leistungsabbau in der Grundver-
sorgung von Post, SBB und Swisscom
muss gestoppt werden.

61

40

32

1280

52

5

7

B

6

Einver-
standen

l%l

42

Nicht
einverstanden

lYol

Weiss
nicht

lolol

Mit der Grundversorgung erziette Über-
schüsse so[[en wieder in die Grundversor-
gung fliessen, und nicht zur Subventionie-
rung anderer Bereiche verwendet werden.

TotaI

Ja

Kontra-Argumente

Nein

TotaL 79 16 5

6Ja 57 37

5

Wer sich am Markt bewähren muss,

braucht Handlungsspietraum und nicht mehr
Einsch rä nku ngen.

Nein 89 6

27 666

42 51

TotaL

Ja

Nein 78 16

81 15

aa

3

6

I
6

TotaI

Ja 61

Nein 91 7 2

Mit einem Gewinnverbot fehLt den Unter-
nehmen dann das Getd für Investitionen in

I n nova tione n.

Die Grundversorgung in der Schweiz funk
tioniert qut, wie man am Beispiel
der Post und der Tetefondienste oder
des Zugverkehrs sehen kann.
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3. VOLKSINITIATIVE <FUR EIN BEDINGUNGSLOSES

GRUNDEINKOMMEN>

3.1 AusgangsLage

Wie der Titel schon sagt, schlug die Volksinitiative <Für ein bedingungsLoses Grundeinkom-
men>, eingereicht 2013 von einer Gruppe von KünstLerlnnen, PubLizistlnnen, Intettektuetten
und Wirtschaftsvertreterlnnen vor, dass der Bund ein Grundeinkommen fürAtte einführt. Da-

mit würde der Staat a[[en in der Schweiz tebenden Menschen einen Betrag auszahLen, ohne

dass sie dafür irgendwelche Bedingungen erfüLlten müssen. Gemäss Abstimmungstext soL[te

ein sotches Grundeinkommen leder Person ermöglichen, auch ohne Erwerbsarbeit ein men-
schenwürdiges Dasein zu führen und am öffentlichen Leben teiLzunehmen. Die Höhe des

Grundeinkommens sowie dessen Finanzierung Liess der lnitiativtext offen. Die lnitiantlnnen
nannten aLs Richtwerte einen Betrag von 2500 Franken im Monat für Erwachsene und 625

Franken für Kinder. Das Grundeinkommen hätte damit einen GrossteiI der Soziatversicherun-
gen und der Soziathilfe ersetzt. Der Bund rechnete für die Umsetzung des Vorhabens ge-
mäss diesem Richtwert mit jährl.ichen Kosten von 208 Mitl.iarden Franken (35% des BlPl, und

gteichzeitig mit jährtichen Einsparungen von 55 Mi[tiarden an Sozia[ausgaben. Die fragtiche
Finanzierbarkeit des Vorhabens wurde denn auch von den Gegnern in den Vordergrund ge-
rückt, während die lnitiantlnnen vor einem zukünftigen ArbeitspLatzvertust durch den techno-
logischen Wandel warnten, und ein bedingungstoses Grundeinkommen a[s mögLiche Lösung
präsenti erten.

lm Parlament btieb das Vorhaben weitgehend chancenlos.8 Der NationaLrat verwarf es mit
1462u14 Stimmen Ibei 12 Enthal.tungen), und im Ständerat kam es mange[s Befürworterln-
nen nicht einmal zurAbstimmunge. Diese Ausgangslage findet sich auch in den Parteiparoten
wieder: Einzig die GPS und die Piratenpartei (PPl empfahLen ein Ja, atte anderen Parteien
waren dagegen, wobei bei der SP einige Kantonatsektionen abwichen'0. AhnLich sieht es bei

den Verbänden aus: aL[e lnteressenorganisationen sprachen sich gegen die lnitiative aus, mit
Ausnahme der Gewerkschaft Travai[.Suisse, die Stimmfreigabe beschloss. Auf Partei-Ebene
potarisierte die lnitiative atso nicht, wie zum Beispiet die ähnl.ich getagerte Mindesttohninitiati-
ve, enttang der ktassischen Links-Rechts-Achse, sondern sie schien vieLmehr für die meisten
politischen Akteure jenseits des Reatisierbaren zu [iegen.

lm eher lauen Abstimmungskampf zum 5. Juni 2016 stiess die lnitiative zum bedingungslosen
Grundeinkommen auf mitte[hohes Medieninteresse, elwa 22o/o der Medienbeiträge im VorfeLd

der Abstimmung waren dieser Vorlage gewidmet. Der Tenor der Medienberichterstattung war

8 http://www.nzz.ch/schweiz/bedrngungsloses-grundeinkommen-das-einkommen-von-der-arbeit-tren-
nen-td.7653 [zuletzt geöffnet am 12.07.2016]

'http://www.nzz.ch/schweiz/vo[ksabstimmung-vom-5-juni-das-grundeinkommen-auf-einen-btick-
td.14519 [zutetzt geöffnet am 12.07.2016]
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dabei iendenziet[ abLehnend.lr Interessanterweise stiess die Vortage aber besonders inierna-
tionaLauf vieI Beachtung, so berichteten zum BeispieL die britische BBC, die f ranzösische Zei-
tung <Le Monde>, deutsche Tageszeitungen, das britische Wochenmagazin <The Economist>
und auch die amerikanische <New York Times> über die Schweizer Abstimmung.

Erwartungsgemäss wurde die lnitiative an der Urne mit einer klaren Mehrheit von 76.9 % Nein-
Stimmen abgetehnt. Damit gehört die Grundeinkommen-lnitiative zu den erfotglosesten Vorla-
gen der [etzten Jahre, ähnIich wie die Mindesttohninitiative [23.7% Zustimmung) und deutLich

weniger erfotgreich al.s die 1:12 lnitiative 134.7o/oZuslimmung). Die höchste Zustimmung er-
hieti die Vortage (wie bereits die Mindesttohn-lnitiative) im Kanton BaseL-Stadt mit 36.0%. Die

wenigsten Ja-Stimmen erhie[t sie hingegen in AppenzeIL-lnnerhoden mil 12.60/o.

3.2 Das Profit der Stimmenden

0bwohLsich im VorfeLd nur die GPS und die PP für die lnitiative ausgesprochen hatten, ver-
tief der Graben zwischen Befürworterlnnen und Gegnerlnnen im Gegensatz zur Partei-Ebe-
ne doch deutLich entLang der Links-Rechts-Achse. lm VergLeich zur MindestLohn- und der
1:12-lnitiative erreichte jene zum Grundeinkommen jedoch nicht einmaL innerhalb des Links-
aussen-Lagers eine Mehrheit. Rechts der Mitte beträgt die Zustimmung Ledigtich 'l 0%. Dieser
Links-Rechts-Konflikt widerspiegett sich nur teitweise im VerhaLten der verschiedenen Par-
teigefoLgschaften. Während die bürgerlichen Parteien grossmehrhertlich übereinstimmend
mit den entsprechenden Parieiparoten abstimmten, waren die Anhängerlnnen [inker Parteien
stärker gespaLten. Bei den Grünen, die al.s einzige Partei eine Ja-Parote beschtossen hatte,
stimmte lediglich eine knappe Mehrheit von 56% für die Vortage, und bei der SP stimmten
trotz der Nein-Paro[e 39o/o für die Vorlage. Die Unterstützung für die Vorlage hiett sich aber
damii seLbst im [inken Lager in Grenzen. Die tiefste Zustimmungsrate findet sich bei der FDP

mit 9%.

Nebst der potitischen 0rientierung zeigten sich die WertvorstelLungen der Befragten ats re-
levant für ihren Stimmentscheid. Unter denjenigen, weLche eine Schweiz ohne Einkommens-
unterschiede wünschen, betrug die Zustimmung 35%, während Befragte mit hoher Toteranz
für Einkommensunterschiede nur zu 16% zustimmten. Auch die Einstel[ung zur Vottbeschäf-
tigung korreliert mit dem Verhalten. Unter Stimmenden, wetche die Vollbeschäftigung stark
betonen, war die Zustimmung signifikant tiefer als bei soLchen, we[che dies wenig betonen.
Eine noch klarere KorreLation weist die Präferenz für Deregulierung mit dem Stimmentscheid
auf: Während nur 14o/o derjenigen, wetche sich mehr Markt und weniger Staatseingriffe wün-
schen, zustimmten, taten dies 40% derjenigen, die sich einen stärkeren Staatwünschen. Dies

heisst jedoch auch, dass die Vorlage, ähntich wre schon die MindestLohninitiative, nicht einmaI
bei denjenigen Personen eine Mehrheit erreichte, die für staattiche Regulierungen und eine
gewisse EinkommensniveLlierung empfän gLich sind.

.J ,)
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11 http://www.foeg.uzh.ch/de/anatyse/dossrer.htmL [zuLetzt qeöffnet am 12.07 .2016]
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Soziodemografische Merkma[e korretieren weit weniger stark mit dem Stimmentscheid a[s

pol.itische Merkma[e. So gibt es keine signifikanten Unterschiede in der Zustimmung zwi-

schen verschiedenen BiLdunqsqruppen sowie zwischen den GeschLechtern. lnteressanterwei-

se spie[en auch das Haushaltseinkommen und die Berufsgruppenzugehörigkeit keine signifi-

kante Rotte. Schaut man sich die drei Sprachregionen an, gab es in derfranzösischsprachigen

Schweiz etwas mehr Zustimmung ats in der Deutsch- und ltatienischen Schweiz. Beim Alter

zeigt sich, dass namentlich die Rentnergeneration sowie junge Menschen unter 30 Jahren

wesentlich negativer etngestetlt waren a[s Stimmende mittleren Alters. Ausserdem erzielte

die Vortage in den Städten etwas mehr Zustrmmung aLs in den Aggtomeraiionen und auf dem

Land. Dieser Stadt-Land-KonfLikt, den wir regetmässig bei VoLksabstimmungen finden, ist

robust, und [ässt sich nicht auf die unterschiedLichen Parteipräferenzen oder die unterschied-

liche soziodemografische Zusammensetzung der Stadt- und der Landbevölkerung zurück-

fü h ren.

Tabetl.e 3.1: Vl Grundeinkommen - Stimmverhalten nach politischen Merkmalen

in Prozent der Ja-Stimmenden

f)

0)

V = .36*++

215co

23

nolo JaMerkmale/ Kategorien

1 096

SP - Soziatdemokratische Partei

Parteiverbundenheit

Totat V0X htetl

Korrelations-
koeffizient'

92CVP - ChristLichdemokratische Votkspartei 13

186

149

GPS - Grüne Partei

FDP Die Liberalen

SVP - Schweizerische 13

9

56

126l

55

39GLP - Grüntiberale Partei

117) 21BDP - Bürqertich-Demokratische Partei

19 152Keine Partei

\/ = .!(**+Einstuf unq auf der Links-Rechts-Achse

Links aussen 49 152

197aa

17 296

Rechts

Links

Mitte

11 239

Rechts aussen 10 160

{341 39Weiss nicht

V = ,18*++Wertvorstellun g: Einkommensunterschiede

V = .11.***

16

CE

19

232

319

515

Grosse Unterschiede

Keine Unterschiede

Geteitter N4ei

99Weniq betont

Geteitter Meinunq 29 271

19 711

\ =.ll***
167Mehr Staat 40

Stark betont

Wertvorste[[ungr Staat vs. Markt

27 345Geteilter Meinung

" Zur lnterpretation der statistischen Masszahten vgl. Abschnitt 7 <Zur Methode>.

Die Zahlen in Ktammern geben tedigtich eine Tendenz an, da die Anzah[ Fätte unter fünfzig liegt und

keine statistischen Schtüsse zu[ässt.
@ Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.2016.
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Tabelte 3.2: Vl Grundeinkommen - Stimmverhatten nach soziodemografischen

Merkmaten in Prozent der Ja-Stimmenden

Merkmate/ Kategorien

An öffe n ttic h 26 211

" Zur Interpretation der statistischen Masszahten vg[. Abschnitt 7 <Zur Methode>.
Die Zahten in runden Ktammern geben tedigtich eine Tendenz an, da die AnzahI Fä[[e unter fünfzig liegt
und keine statistischen Sch[üsse zutässt.
@ Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.2016.

3.3 Wahrnehmung

Das Begehren der Initiatrve war der überwiegenden Mehrheit der Stimmenden bekannt. Dabei

überwiegte in derWahrnehmung der Bef ragten derAspekt der Einführung eines Grundeinkom
mens f ür AlLe bei Weitem: 90 % der Teilnehmende n und 77 o/o der Nicht-Teitnehmenden haben

dies spontan aLs lnhaLt der Vorlage genannt. ALs weiterer Aspekt wurde vereinze[t der Ersatz

von bestehenden Sozialleistungen genannt. Der AnteiL der Befragten, der keine Angaben zum

lnhatt machen konnte, betrug nur 50/o derTeitnehmenden und 1B% der Nicht-Teilnehmenden.
Letztere waren damit etwas weniger gut informiert. lnsgesamt deuten diese Zahlen aber darauf
hin, dass die Hauptbotschaft der lnitiantlnnen in der Öffenttichkeit angekommen ist.

Tabette 3.3: Vl Grundeinkommen - Wahrnehmung der lnhalte in Prozent der Stimm-
berechtigten Inur Erstnennungenl

Wahrnehmung* Totat Stimmende NichtEtimmende
o/o

Einführung Grundeinkommen f ür Atte 1232

Ersatz Sozia[teistungen

Weiss nicht, keine Antwort 177 1B 11r1

Tota I 1 484 100 100 7BB

* Die Aussagen wurden nach Teitnahme gewichtet.
@ Universität Zürich/gfs.bernr VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.201 6.

3.4 Die Stimmmotive

Wie die AnaLyse der Stimmqründe zeiqt, scheinen viele der Befürwortenden nicht auf die tat-
sächLiche EinfLihrung des Grundeinkommens abgezieLi zu haben, sondern eher darauf, eine
Diskussion anzuregen und eine gute ldee zu unterstützen. Dieses Motiv wurde insgesamt von
46% al.l.er Befragten genannt und bei 30% der Ja-Stimmenden war dies sogar das erstge-
nannte Ny'otiv. ALs weitere wichtige Motive der Ja-Stimmenden steLLen sich der Wunsch nach
mehr sozialer Gerechtigkeit und weniger UngLeichheit dar (40% der Befragten) sowie eine
grundsätztiche Kritik am VerhäLtnis von Gese[tschaft und Wirtschaft [37o/o der Befragtenl.
Diese Kritik zieLt vor aLLem auf das von vieLen ats nicht optimaI wahrgenommene Verhättnis
zwischen Arbeii und Privatleben ab, und den Wunsch nach mehr Freiheit und Autonomie über
das eigene Leben, nach weniger Abhängigkeit von der Erwerbsarbeit. Diese Argumentation
widerspiegeli die Forderung nach einem menschenwürdigen Dasein und der MögLichkeit zur
Teitnahme am öffentlichen Leben, wetche die lnitiantlnnen in der Verfassung festschreiben
wollten. 15% der Befragten nannten den Wunsch, das Sozialsystem zu vereinfachen als Motiv
für ihren Stimmentscheid

Auf Seiten der Gegnerlnnen der Vorlage dominierten je ein pragmatisches und ein eher psy-
chotogisches Argument. Einerseits wurde die Finanzierbarkeit eines bedingungsLosen Grund-
einkommens von einer Mehrheit der Nein-Stimmenden in Fraqe qeste[Lt. Dies, obwohL die
Initiantlnnen einen konkreten Finanzierungsvorschtag veröffeniLicht hattenr2. Offenbar wurde
dieserVorschlag nicht aLs überzeugend eingeschätzt. Dre Gegnerlnnen argumentierten, dass
nicht nur die Einführung des Grundeinkommens an sich in die Kostenrechnung einfliessen
müsse, sondern auch die über die Zeit erodierende Steuerbasis, die ats Konsequenz von man-
gelnden Arbeitsanreizen in Zukunft zu tieferen Staatseinnahmen f ühren würde. Das Argument,
dass ein Grundeinkommen, das nicht an Bedrngungen geknüpft ist, die Anreize zum Arbeiten

l'?http://www.grundeinkommen.ch/ist-ein-grundeinkommen-finanzierbarl [zutetztgeöffnetam 13.07.2016]
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aushöhten würde war denn auch das am zweithäufigsten genannte Argument der Gegenseite

und wurde von 56 % aLLer Bef ragten erwähnt.

Weitere Gründe für abtehnende Stimmentscheide waren die Ansicht, dass die bestehenden sozi-

alen Sicherungen ausreichend sind oder die Befürchtung, dass ein Atteingang derSchweiz dem

Land schaden könnte. Mit Letzterem war auch dre Befürchtung verbunden, dass ein Schweizer

Grundeinkommen mehr "Wohlfahrts-lmmigration> aus dem Ausland anziehen könnte. lnsge-

samt zeigt sich, dass es nur sehrwenige Abstimmende gibt, die spontan keine Motive für ihren

Entscheid angeben können [4% der Befürworterlnnen und 3% der Gegnerlnnenl. Die Argumen-

te der Abstimmungskampagne sind demnach bei den Bürgerlnnen angekommen.

Tabel.le 3.4: Vl Grundeinkommen - Motive der Stimmenden Imehrere Antworten mögtichl

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid

@ U niversität Zürich / gfs.bern : VOX-Analyse der eid en Abstimmu n vom 05.06.2016

3.5 Pro- und Kontra-Argumente

Angesichts des sehr deuttichen Neins zur Einführung des bedingungsLosen Grundeinkom-

mens nicht überraschend erhaLten die Kontra-Argumente mehr Zustimmung als die Pro-Ar-

gumente. Mit den Kontra-Argumenten waren deuttiche Mehrheiten aLter Stimmenden einver-

standen, während die Pro-Argumente jeweits von einer Mehrheit der Stimmenden abgelehnt

wurden. Die Befragten antworteten insgesamt konsistent: Die Befürwortenden stimmten den

Pro-Argumenten mehrheitlich zu und [ehnten die Kontra-Argumente ab, während die Gegne-

rlnnen das umgekehrte Muster zeigien.

Wie bereits bei den Stimmmotiven zeigt sich auch bei den Argumenten, dass die Finanzierbar-

keit bezweifett wurde: So stimmten BB% der Nein-Stimmenden und 22o/o der Ja-Stimmenden

dem Argument zu, dass ein Grundeinkommen nicht finanzierbar wäre. Mit dem Argument,

dass derAnreiz zu Arbeiten verlorenginge, sind B6% der Nein-Stimmenden und nur 14o/o der

Ja-Stimmenden einverstanden, wohingegen ganze 36% der Ja-stimmenden Iund 65% der

Nein-stimmendenJ dem Argument zustimmten, dass ein Schweizer Atteingang schädLich

wäre. Einen AlLeingang sehen also auch vieLe Personen aLs probtematisch, die grundsätzLich

das Grundeinkommen unterstützen.

Auf der Pro-Seite erhielt das Argument, dass ein Grundeinkommen die unentgettliche und frei-

wiLtige Arbeit, zum Beispiel in der FamiLie, aufwerten würde, am meisten Zustimmung mit 89 %

der Befürwortenden und immerhin 25% der Gegnerlnnen. Etwas weniger Personen gtaubten,

dass das Grundeinkommen die heutigen SoziaLleistungen ohne grosse Mehrkosten ersetzen

würde (69% der Befürwortenden und 13% derGegnerlnnen). SchtiessLich stimmten 78% der

Ja-Stimmenden und 1B% der Nein-stimmenden der Aussage zu, dass ein Grundeinkommen

eine sinnvo[[e Lösung für den zukünftigen ArbeitsverLust aufgrund der Digitatisierung und des

technischen Fortschritts bieten würde. Bei den Gegnerlnnen dieses Arguments ist jedoch un-

kLar, ob sie nicht gtauben, dass die Technologisierung überhaupt einen Arbeitsplatzver[ust mit

sich brinqt, oder ob sie das Grundeinkommen nicht ats sinnvotte Lösung erachten.
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Tabetl,e 3.5r Vl Grundeinkommen - Anktang der Pro- und Kontra-Argumente
bei Stimmenden in Prozent

4. VOLKSINITIATIVE <FÜR EINE FAIRE VERKEHRS_

FI NANZI ERU N G>

4.1 Ausgangsl.age

Für die Finanzierung des Strassenverkehrs gibt der Bund jährtich rund 3,7 Mil.Liarden Franken
aus. Diese stammen zum einen aus dem MineratöLsteuerzuschtag und den Erträgen derAu-
tobahnvignette, dazu kommen 50 % der Mineratötsteuer auf Treibstoffe wie Benzin und Diesel.
Da moderne Autos jedoch immer weniger Treibstoff verbrauchen, nehmen auch die entspre-
chenden Steuereinnahmen ab. Die absehbare Fotge ist ein Engpass in der Finanzierung für
den Bau und den Unterhalt des Strassennetzes. Die am '10. März 2014 eingereichte Votks-
initiative <Für eine faire Verkehrsfinanzierung> verlangte deshatb, dass der gesamte Ertrag
der MineratöLsteuer auf Treibstoffe ausschliesslich dem Strassenverkehr zu Gute kommen
solL, also auch jene 50%, die bistang in die a[[gemeine Bundeskasse geflossen sind.13 Mit
dieser Anderung würden pro Jahr zusätztiche 1,5 Mittiarden Franken zur Verfügung stehen,
die gemäss den lnitiantlnnen derVorlage primärfür Bau, Betrieb und Unterhatt der Nationat-
strassensowiefÜrBeiträgeandieStrassenkostenderKantoneverwendetwerdensoLtten, Das
lnitiativkomitee, in dem sich neben Vertreterlnnen der AutomobiLverbände und des Autoge-
werbes auch fÜhrende Exponentlnnen der bürgerlichen Parteien engagierten, argumentierte
weiter, dass mit den zusätztichen MitteI endtich die notwendigen Projekte rea[isrert werden
könnten, um die stauproblematik in den städten und Aggtomerationen zu entschärfen.

lm Parlament btieb die Vortage jedoch weitgehend chancentos: Der Nationatrat sprach sich
mit 123 zu 66 Sttmmen {bei 5 EnthaLtungen) dagegen aus; der Ständerat mit 32 zu 4 Stim-
men {bei 9 EnthaLtungen). Auch der Bundesrat empfaht die lnitiative zurAbtehnung und wollte
ihr keinen Gegenvorschtag gegenüberstelten, ALl.erdings wird der VorschLag des Bundesrates
zur Schaffung eines Fonds für die Nationalstrassen und den AggLomerationsverkehr {NAFl,
Über den Votk und Stände 2017 zu befinden haben, mitunter ats nicht deklarierter Geqen-
vorschlag gehandelt.li Die Gegnerlnnen der Initiative begründen ihre Abtehnung a[[em voran
mit frnanzieLLen Übertegungen: die einseitige UmverteiIung der 1,5 Mitliarden zugunsten des
Strassenverkehrs mÜsste mit Steuererhöhungen oder einschneidenden Leistungskürzungen
in anderen Aufgabenbereichen des Bundes wie der Bitdunq, der Landwirtschaft, dem öffent-
Lichen Verkehr oder der Armee ausgegtichen werden. Zudem schiesse die Initiative über das
Ziel hinaus. Zwar set es richtig und wichtiq, dass der Unterhatt und der Ausbau des Strassen-
netzes gesichert bIieben, die zusätztichen zweckgebundenen MitteI könnten im Falle einer
Annahme jedoch gar nicht sinnvoll verbaut werden, da es zu wenig spruchreife Projekte gebe.

13 Da die lnitiantlnnen zu Beginn des Abstimmungskampfes die Autofahrenden provokativ aLs <Mitchkühe
der Nation> bezeichnet hatten, wurde die Vorlage in den Medien immerwieder auch ats <Mi[chkuh>-
lnitiative bezeichnet.

la Siehe z. B. <Wiederkehr des Netzbeschlusses - Bund sotl 400 Kitometer Hauptstrassen übernehmen>,
Neue Zürcher Zeitung, 12. März 2016.
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Resuttate in Linienprozenten. Lesebeispiet: 40% atter Stimmenden (89% der Ja-stimmenden;
25o/o der Nein-Stimmenden) pflichteten dem ersten Argument bei, 57 % [9 % der Ja-Stimmenden
und72% der Nein-StimmendenJ lehnten es ab und 3okl2ok:3%] konnten sich njcht entscheiden.
Gesamtheit der antwortenden Stimmenden = zwischen 1081 und 1089 lgewichtetJ.
@ Universrtät Zürich/gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.2016.
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Durch das Grundeinkommen geht der
Anrerz überhaupt zu arbeiten verloren.

Die Einführung eines Grundeinkommens
müsste auf internationater Ebene abge-
stimmt werden, ein nationater At[eingang
würde der Schweiz schaden.
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Der NAF hingegen enthalte ein detailliertes Ausbauprogramm zur Behebung der Engpässe im

Strassennetz und stette insgesamt eine fairere und ausgewogenere Lösung dar.

lm Abstimmungskampf konnte das Initiativkomitee auf die Unterstützung der SVP und der

EDU zähten, atte anderen Parteien Lehnten die Vorlage hingegen ab. Einzig die Jungfreisin-

nigen sowie die BDP-Sektion des Kantons Freiburg wichen von den nationaten ParoLen ihrer

Mutterparteien ab. Auch sämtliche Kantone empfahten, ein Nein einzutegen. Unterstützt wur-

de die lnitiative von den Automobit-lmporteuren [Auto Schweiz), vom Auto Gewerbe Verband

(AGVS), von der Erdötvereinigung, dem ACS und von Teilen des TCS. Auch der Gewerbeverband

sprach sich für die Vorlage aus. ZahLreiche weitere Verbände wie die Economiesuisse, der

VCS, der Bauern- oderderStädteverband [ehnten sie hingegen ab, ebenso die Umwettschutz-

Organisationen. Bereits während des Abstimmungskampfes zeichnete sich deshatb eine Ab-

[ehnung der lnitiative ab. Schtiesstich sprachen sich überraschend deutIich mehr als 70o/o der

Stimmenden sowie sämttiche Kantone gegen die Vortage aus.

1,2 Das ProfiL der Stimmenden

Da sich die SVP ats einzige grosse Partei für die lnitiative <Für eine faire Verkehrsfinanzie-

rung> ausgesprochen hatte, überrascht es nicht, dass der Ja-Stimmenantei[ bei den Anhän-

gerlnnen der SVP mit 56% eindeutig am höchsten war. Von den Sympathisantlnnen der FDP

stimmte hingegen nicht einmaLein DritteL für die Vorlage; unter denjenigen der Mitte- und der

Links-Parteien war die Zustimmung noch geringer. ALterdings sind die Unterschiede in der

Parteiaffrnität nicht Länger statistisch signifikant, sobatd für die ideotogische Setbsteinschät-

zung der Befragien kontrolliert wird. Wie Tabe[e 4.1 zeigt, war die UnterstÜtzung am rechten

Rand des pol.itischen Spektrums ktar am grössten, während Befragte, die sich setber [inks

oder tinks aussen einordneten, der Vorlage am kritischsten gegenÜberstanden.15

Aufschtussreich sind auch die Zusammenhänge zwischen den Wertvorste[[ungen der Befrag-

ten und ihrem StimmverhaLten. So zeiqt sich, dass Stimmende, die angegeben haben, dass

ihnen Wirtschaftswachstum wichtiger sei als der Schutz der Umwelt, die Vorlage deuttich häu-

figer unterstützten als sotche mit umgekehrt gelagerten Wertepräferenzen. Bei Letzteren fiel

das Argument, dass den Strassenverkehr begünstrgende Anreize grundsätztich fatsch sind,

weil sie zu einer Vertagerung des Verkehrs von der Schiene auf die Strasse führen, besonders

ins Gewicht. Ahntich getagert, wenn auch weniger stark ausgeprägt, präsentieren sich die

Unterschiede zwischen Stimmenden, die sich mehr Föderalismus wünschen und solchen, die

mehr Gewicht für den Bund fordern.

Zudem ist ein negativer Zusammenhang zwischen dem poLitischen lnteresse der Stimmenden

und der Zustimmung zur lnitiative zu beobachten, Das GLeiche gil.t auch für das bekundete

Vertrauen der Befragten in die Regierung.

15 Die Unterschiede hinsichtlich der ideologischen Selbsteinschätzung der Stimmenden sind auch in einer

muttivariaten AnaLyse signifikant.

Tabette 4.1: Vl Verkehrsfinanzierung - Stimmverha[ten nach politischen Merkmaten

in Prozent der Ja-Stimmenden

Keine ktare Position

M isstra uen

" Zur lnterpretation der statistischen Masszahlen vgt. Abschnitt 7 <Zur Methode>.
Die Zahten in KLammern geben Ledigtich eine Tendenz an, da die AnzahL Fälte unter fünfzig [iegt und

keine statistischen Schtüsse zutässt.
O Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstrmmungen vom 05.06.201 6.
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Deutlich weniger stark unterscheiden sich Ja- und Nein-Stimmende hinsichtlich ihrer sozio-
demografischen MerkmaLe. So [ässt sich wederzwischen Männern und Frauen noch zwischen
den verschiedenen Attersgruppen ein statistisch signifikanter Unterschied mit Btick auf die
Zustimmung zur lnitiative nachweisen. Das Gleiche gitt auch für den Wohnort der Befragten.
Auch haben Stimmende, die in ihrem Haushalt über einen Personenwagen verfügen, die Vor-
lage nicht signifikant häufiger unterstützt ats solche ohne direkien Zugang zu einem Auto.

Der grösste Unterschied mii Btick auf den Ja-StimmenanteiLzeigt sich auch im FaLL der Initi-
ative <FÜr eine faire Verkehrsfinanzierunq> zwischen Stimmenden mit einem unterschiedLrch
hohen BiLdungsniveau. Höher gebitdete Stimmende standen der Vortage skeptischer gegen-
über a[s so[che mit einem mittleren Bitdungsniveau. Mit BLick auf die Befragten, die tedigLich

die obtigatorische Schute besucht haben, sind aufgrund der kteinen FaLtzahI keine betast-
baren Aussagen mögtich. Ein zusätzlicher signifikanter Zusammenhang zeigt sich hingegen
zwischen der Einkommensktasse, zu der die Befragten gehören, und deren Zustimmung zur
lnitiative. So haben Stimmende mit einem monatlrchen Haushaltseinkommen von über 9'000
Franken die Vorlage klar am häufigsten abgetehnt.

Tabel.l.e 4.2: Vl Verkehrsfinanzierung - Stimmverhalten nach soziodemografischen
Merkmalen in Prozent der Ja-Stimmenden

4.3 Wahrnehmung

Der Umstand, dass 38% der Befragten die Frage nach dem lnha[t derVortage nicht beantwor-
ten konnten, zeigt, dass die Stimmberechtigten nicht sonderlich gut über die lnitiative infor-
miert waren. lmmerhin wussten die Stimmenden jedoch deuttich besser Bescheid aLs dieje-

, 0

AAV/ \,/

Merkmale/ Kategorien olo Ja n Korretations-
koeffizient"

TotaL VOX lqewichtetl 29 986

Bitdung V = .t J***

Hoch 21r 676
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Tief l54l 30
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Ma nn 30 4öJ
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Grosssta dt 27 384

Mittetgrosse Stadt/ K[einstadt 30 349

La nd 1a 253

Haushaltseinkommen V = .l $*r*

Unter 5000 CHF 36 196

5000 bis 9000 CHF 32 449

Über 9000 CHF 21 254

" Zur Interpretation der statistischen MasszahLen vg[, Abschnitt 7 <Zur Methode>.
Die ZahLen in runden Ktammern geben tedigLich eine Tendenz an, da die AnzahL Fätte unter fünfzig tiegt
und keine statistischen SchLüsse zutässt.
@ Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.2016.
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nigen, die nicht zur Urne gegangen waren. Wie Tabelte 4.3 zeigt, gab die Hätfte der Befragten

an, dass die Initiative eine Zweckbindung derVerkehrsabgaben zum Ziet habe. Das Credo der

lnitiativ-Befürwortenden, dass Ge[d, das den Autofahrenden abgenommen werde, auch wieder

den Autofahrenden zugutekommen soLL, ist offenbar in vieten Köpfen hängengebtieben. Ledig-

Lich eine kleine Minderheit nannte andere lnhaLte, wie etwa den Abbau von Stau.

Tabette 4.3: Vl Verkehrsfinanzierung - Wahrnehmung der lnhatte in Prozent der Stimm-
berechtigten Inur Erstnennungenl

Wahrnehmungr

Zweckbindung von Verkehrsabgaben

Mehr Getd für Strassenverkehr/Stau abbauen

Tota I

* Die Aussagen wurden nach Teilnahme gewichtet.
@ Universität Zürich/gfs.bern:VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.2016

4.4 Die Stimmmotive

Betrachtet man die Motive der Stimmenden etwas näher, so zeigt sich, dass sowohI die Ar-
gumente des lnitiativkomitees wie auch jene der Gegnerlnnen der Vorlage bei den Befragten

angekommen sind. Nur 6 respektive 9% der Ja- und der Nein-Stimmenden konnten nicht

genau sagen, was sie zu ihrem Entscheid bewogen hatte (Erstnennungenl. Darüber hinaus

gaben 1 bzw.3o/o zu Protokott, dass sie den EmpfehLungen von Bund, Parteien, Verbänden oder

Bekan nten gefoLgt waren.

Das von den Ja-Stimmenden am häufigsten genannte Motiv war die Uberzeugung, dass das

Getd der Strassenbenutzer dort eingesetzt werden soLL, wo es herkommt. 52% gaben an, Ja

qestimmt zu haben, weiLfür bessere Strassen mehr Ge[d nötig sei, respektive weiL eine Ent

schärfung der Stauproblematik in den Städten und Aggtomerationen nur mit mehr Ge[d mög-

Lich sei. Abgesehen von diesen primär auf finanzieL[en Überlegungen basierenden Motiven

machte mehr aLs ein DritteI der Ja-Stimmenden geLiend, dass der motorisierte lndividuat-

verkehr gegenüber dem öffenttichen Verkehr schon [ange benachteiligte würde. lhre Unter-

stützung der Vorlage ist daher in erster Linie ats Protest gegen die a[s einseiiig empfundene

Verkehrspolitik der vergangenen Jahre und Jahrzehnte zu sehen.

Das häufigste Motiv für die Abtehnung der Vorlage war die Uberzeugung, dass die Einnahmen

aus der MineratöLsteuer dort eingesetzt werden so[[ten, wo sie am dringendsten gebraucht

werden, statt sie von vornherein für den Strassenverkehr zu reservieren [40% Nein-Stimmen-
antei[, a[[e Nennungen). Daneben tehnte je knapp ein DritteI der Nein-Stimmenden die lnitiati-

ve aus der Befürchtung heraus ab, dass ihre Umsetzung zu grossen Einsparungen in anderen

Aufgabengebieten des Bundes führen würde, respektive dass sie der Umwett schaden würde,

etwa indem Strassen gebaut werden die gar nicht nötig sind. Ahntich argumentierten auch

jene 19% der Nein-Stimmenden, welche sich gegen die Vorlage aussprachen mit der Begrün-

dung, dass der Ausbau des öffentlichen Verkehrs wichtiger sei ats der Ausbau des Strassen-

netzes. Kaum 1e aLs Motiv für die AbLehnung der lnitiative (weniger ats 1%l wurde hingegen

die Befürchtung genannt, dass andere Gruppen mit der gleichen Begründung (<GeLd solt dort
eingesetzt werden, wo es herkommt)l ebenfal.Ls Ansprüche erheben könnten. Dies ist insofern

bemerkenswert, aLs dass das Argument im Lager der Gegnerlnnen durchaus auf Zustimmung

stiess [siehe Kapitet 4.5).

TabeLLe 4.4: Vl Verkehrsfinanzierung - Motive der Stimmenden

lmehrere Antworten mögtichl

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid Erstnennungen Atte Nennungen
o/o n o/o n

JA-Stimmende

Für bessere Strassen braucht es mehr Getd/
21 79 52 151

r Stau durch bessere Strassen

Autofahrerlnnen zahlen genug/werden benachteiLigt gegen-
UbET UV

17 50 34 100

Keine Querfinanzierung: Getd dort einsetzen
wo es herkommt

30 BB 63 183

Em pfehtungen

ALtqemeine Gründe/Anderes

3 1 3

19 54 28 83

Weiss nicht/keine Antwort 6 16 55 159

Total 100 290 234 677

NEIN-Stimmende

Mit gteicher Begründung könnten andere Gruppen
<1 2 (1 2

ebe nfa L[s üche erheben

Einnahmen dort einsetzen, wo sie gebraucht werden/nicht
nur Autofahrerlnnen fördern

28 192 40 279

Initiative führt zu grossen Einsparungen beim Bund,

z. B. bei der Bitdunq
16 113 29 200

Initiative schadet Umwelt/keine neuen Strassen nötig

Ausbau des ÖV wichtiqer ats Strassenausbau

11 74 27 185

9 63 19 135

Empfehtu nqen 3

25

22

3B 263A[tqemeine Gründe /Anderes 171

Weiss nicht/keine Antwort

TotaI

9

100

60 62 4J4

696 220 1529
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0

696

Stimmende NichtstimmendeTotaI

% n % n Yo n

493 32 24950 71

21+5

742

70 6 45 3

A[tgemeine oder fatsche Antworten/Anderes 7 107 l 7 EE

Weiss nicht/ keine Antwort 3B 566 15 106 58 /159

100 1484 99 100 7BB
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4.5 Pro- und Kontra'Argumente

Wie aus Tabetle 4.5 hervorgeht, hatten die Gegnerlnnen der lnitiative nur wenig Verständnis
für die Argumenie der Befürwortende, und umgekehrt. Das zeigt sich daran, dass der AnteiL

an Nein-Stimmenden, die sich mit einem Pro-Argument einverstanden erk[ärten, in jedem

Fal[ weit unter 50% tag. Die Zustimmung der Befürwortenden der lnitrative zu den drei ge-

testeten Argumenten des gegnerischen Lagers war zwar insgesamt etwas höher, es wurden
aber ebenfaLLs alte mehrheittich abgeLehnt. Die lnitiative <Für eine faire Verkehrsf inanzierung>
scheiterte also [etzttich an der fundamentaLen Abtehnung sowohI der Argumente der lnitian-
tlnnen, wie auch des von ihnen vorgeschtagenen Vorgehens durch eine grosse Mehrhert der
Stimmenden.

Am meisten Zustimmung unter den Ja-Stimmenden fand das Argument, dass Steuern, die

Autofahrende auf Treibstoffe bezah[en müssen, auch vo[[ständig für den Strassenverkehr
eingesetzt werden solten. Im gegnerischen Lager waren gerade ma[ 160/o der Stimmenden
mit diesem Argument einverstanden. EbenfaL[s weitverbreitet unter den Befürworterlnnen
der Vortage war die Überzeugung, dass mit zusätztichem GeLd der StauprobLematik in den

Städten und AggLomerationen entgegengewirkt werden könnte. Mit der Forderung, dass es

nach zahLreichen Grossprojekten zugunsten des Schienenverkehrs jetzt an der Zeit sei, den

Strassenverkehrmehrzufördern,erklärtensich6T%derJa-Stimmendenund2lToderNein-
Stimmenden einverstanden. ln Anbetracht der Tatsache, dass im Parlament weitgehend Ei-

nigkeit daruber herrscht, dass der Unterhatt und der Ausbau des Strassennetzes gesichert
bteiben muss - diesem Zweck dient auch der NAF, über den 2017 abgestimmt werden wird
(siehe Kapitet 4.1J-, ist die geringe Zustimmung der Gegnerlnnen der lnitiative zu diesem
dritten Argument einigermassen überraschend.

Betrachtet man hingegen die Reaktion der Befragten auf die vorgebrachten Kontra-Argumen-
te, so zeigt sich, dass atte drei bei den Nein-Stimmenden auf ein ähnLiches Mass an Zustim-
mung stiessen. T5% teitten die Befürchtung, dass eine Zweckbindung der Minera[öL-Steuer-
getder den Bund zu massiven Einsparungen zwingen würde, und dass diese atlem voran in
der Bitdung, in der Forschung, beim öV oder in der Landwirtschaft zu spüren wären. Ein nur
unwesentlich kleinerer TeiI der Nein-Stimmenden gab an, dass Anreize, we[che den Strassen-
verkehr begünstigen, grundsäiztich falsch seien, da diese zu einer Vertagerung des Verkehrs
von der Schiene zurück auf die Strasse führen würden. Das dritte Argument, wonach mit der
Begründung des lnitiativkomitees auch vie[e andere Gruppen ähnLiche gelagerte Ansprüche
erheben könnten, stiess bei 70o/o der Nein-Stimmenden auf Anktang. lm Lager der Befür-
wortenden hingegen stiessen atte drei Argumente wie bereits erwähnt mehrheitLich auf Ab-
[ehnung.

Tabette 4.5: Vl Verkehrsfinanzierung - Ankl.ang der Pro- und Kontra-Argumente
bei Stimmenden in Prozent

Weiss nicht
l/"1

t

)

Pro-Argumente Einver-
standen

lY"l

Nicht
einverstanden

lY"l

TotaI 37 62

Ja B6 12

2

2

Steuern, die Autofahrerlnnen auf Treib-
stoffe bezah[en, soLten auch vollständig für
den StrassenveTkehr eingesetzt werden.

Nei n 16 B3 1

Totat 35 62 L

Ja 67 27 6

Nach zahtreichen Grossprojekten zuguns-
ten des Schienenverkehrs ist es Zeit, den
Strassenverkehr mehr zu fördern.

Nein 21 76 3

TotaI L3 52 5

Ja 74 21 5

Mit zusätzlichem Getd könnte der Staupro-
btematik im Strassenverkehr entgegenge-
wirkt werden.

Nein 30 65 5

Kontra-Argumente>> Einver-
standen

lY"l

Nicht
einverstanden

l%"l

Weiss nicht
l%"l

TotaI 65 27 9

Ja 40 48 12

Mit der Zweckbindung der Mineratöl-
SteuergeLder müsste der Bund jährtich
etwa 1.5 Mittiarden einsparen; das würde
u.a. Bitdung, Forschung, ÖV und Landwirt-
schaft treffen. Nein 75 18 7

TotaI 57 36 7

Ja 29 66 6

Anreize, die den Strassenverkehr begüns-
tigen, sind lalsch, denn sie [ühren zu einer
Vertagerung des Verkehrs von der Schiene
auf die Strasse. Nein 69 24 7

TotaI 63 27 10

43 10

Mit exakt dersetben Begründung können
viele andere Gruppen auch sotche Ansprü-
che erheben.

Nein

Ja

21

Resuttate in Linienprozenten. Lesebeispiet: 37% atter Stimmenden [86% der Ja-Stimmenden;
I6 % der Ne jn-Stimmendenl pf lichteten dem ersten Argument bei, 62ok [12 % der Ja-stimmenden
und 83% der Nein-Stimmendenl lehnten es ab und 2o/ol2o/o;1%] konnten sich nicht entscheiden.
Gesamtheit der antwortenden Stimmenden = zwischen 926 und 97i [gewichtetl.
O Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.2016.
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5. ANDERUNG DES FORTPFLANZUNGSMEDIZIN-

GESETZES IFMEDG]

5.1 Ausgangstage

lm Juni 2015 hat die Schweizer Stimmbevötkerung einer Verfassungsänderung zur Präim-

plantationsdiagnostik IPlD] mit kLarer Mehrheii zugestimmt. Damit wurde eine Voraussetzung

dafür geschaffen, dass die PID in der Schweiz durchgeführt werden kann. Die PID beinhaLtet

die Untersuchung von durch künstLiche Befruchtung erzeugten Embryonen auf Erbkrank-
heiten und Chromosomenbesonderheiten, bevor sie in die Gebärmutter der Frau eingesetzt

werden. Der Bundesrat hatte bereits einen entsprechenden Gesetzesentwurf zur Anderung

des heute geLtenden Fortpflanzungsmedizingesetzes IFMedG], wetches die PID noch verbietet,

erarbeitet. Dieses geänderte Gesetz war 2014 vom Partament verabschiedet worden. Mit der

Anderung des Gesetzes wird das Verbot aufgehoben und die konkrete Durchführung der PID

gerege[t. Die Annahme des revidierten Gesetzes hat zur FoLge, dass in Zukunft nicht mehr
nur drei Embryonen pro künstticher Befruchtung entwickeLt werden dürften, sondern maxi-

mal zwötf. Zusätztich müssten nicht mehr alle Embryonen sofort übertragen werden, sondern

könnten für eine spätere Verwendung aufbewahrt werden. Das revidierte FMedG Lässt die PID

nur für Paare zu, die Träger von schweren Erbkrankheiten sind oder die auf natürtichem Weg

keine Kinder bekommen können. Gegen das geänderte FMedG hat die EVP zusammen mit 1B

0rganisationen wie der Behindertenorganisation lnsieme oder dem Schweizerischen Hebam-

menverband das Referendum ergriffen.

weitgehend dem Vorschtag des Nationatrats angeschtossen hatte, wetcher eine wesentlich

breitere Öffnung für die PID zulässt a[s der ursprüngtich vom Bundesrat vorgeschlagene Ge-

setzesentwurf. lm Partament stimmte neben BDP, Grünliberater Partei IGLP] und SVP auch

die FDP, weLche anfangs noch gespatten war, dem weitergehenden Gesetz geschlossen zu.

SP, GPS und CVP waren gespaLten und stimmten alte knapp Nein. Diese Ausgangstage wie-
derspiegelte sich nur begrenzt in der Paro[enfassung der Parteien. Von den im nationaten

Parlament vertretenen Parteien beschtossen die SVP, die EVP und die EDU die Nein-Paro[e,

die CVP, FDP, BDP und die GLP die Ja-Paro[e und die SP sowie die GPS qewährten Stimm-
freigabel?. Bis auf die GPS, wetche von einer Ja-Parole zur Stimmfreigabe übergegangen ist,

bteiben damit die nationaLen Parteiparoten dieselben wie bei der Abstimmung zum Verfas-

sungsartikel im Juni 201 5. Besonders kritisch gegenüber dem Gesetz zeigten sich die meisten

Behindertenorganisationen. Zudem sprachen sich verschiedene kirch[iche 0rganisationen ge-

gen das Gesetz aus, darunter die Schweizerische Bischofskonferenz und der Schweizerische

EvangeLische Kirchenbund ISEK).

Die media[e Resonanz der Abstimmung über das Fortpftanzungsmedizingesetz Lag klar unter
derjenigen der anderen Vorlagen, was auch damit zu tun haben dürfte, dass das Stimmvo[k

bereits zum zweiten MaI innerhaLb eines Jahres zum se[ben Thema entschieden hat. Dabei

überwiegte in den Medien der AnteiI zustimmender Beiträgel8. MiI 62.4Yo Zustimmung und

einer Mehrheilvon 211/z der Stände fieL das Ergebnis klar aus. Gegen die Gesetzesänderung

sprachen sich die beiden Appenzell sowie der Kanton 0bwalden aus. Am meisten Zustimmung

fand die Vorlage im Kanton Waadt mit 85.0 %, am wenrgsten im Kanton Appenzetl Ausserhoden

mit 49.5%.

5.2 Das Profit der Stimmenden

Bei Vortagen mit einer niedrigen Medienresonanz, die zudem eher technisch und komplex

sind, spieten üblicherweise Empfehtungen von lnstiiutionen und 0rganisationen, mit denen die

Stimmenden sympathisieren, eine grössere Ro[[e. So haben bei soLchen Vorlagen zum Beispiel

die Nähe zu Parteien oder das Vertrauen in die Regierung oft einen stärkeren Einfluss auf

das Stimmverhalten a[s bei einfacheren Vorlagen. Die Anderung des FMedG kann, wie schon

die Anderung des Verfassungsartikets zur Fortpftanzungsmedizrn, zu dieser Kategorie von

Vortagen gezähtt werden, obwohL in der Kampagne auch emotionate Aspekte angesprochen

wurden. Dementsprechend beobachten wir einen signifikanten Zusammenhang zwischen der
Parteisympathie der Stimmenden und ihrem Stimmentscheid, was darauf hinweist, dass sich

die Stimmenden stark an der Position ihrer bevorzugten Partei orientiert haben. Besonders

bei Sympathisierenden der FDP findet sich entsprechend der Parteiparole eine hohe Zustim-

17 Dabei weichen 7 kantona[e Sektionen der SVP und 4 kantonale Sektionen der CVP sowie die Junge SVP

und die JUS0 von der nationaten Partei ab und empfehten ein Ja. (http://www.nzz.ch/schweiz/eidgenoes-

sische-abstimmungen-parotenspieget-fuer-den-5-1uni-1d.16727 [zuLetzt geöffnet am 07.07.2016]l
18 http://www.foeg.uzh.ch/de/anatyse/dossier.htm[#3 [zuletzt geöffnet am 07.07.2016]

0

Die Geqnerlnnen fürchteten voratlem, dass es durch die PID in Zukunft zu einerSelektion oder
<Quatitätskontrotte> am Menschen käme. Damit könnte es zu einerAusgrenzung und Herab-

stufung von Personen mii Behinderungen durch die Gesetlschaft kommen. Auf der anderen

Seite arqumentierten die Befürworterlnnen der PID mit ihren positrven Fotgen für die Betrof-

fenen. So wäre es Paaren mit schweren Erbkrankheiten in Zukunft mögLich, gesunde Kin-

der zu bekommen. Durch die AuswahI von Embryonen könnte das Risiko von Komptikationen

während der Schwangerschaft minimiert werden. Zudem seien AbkLärungen über Erbkrank- ,-
heiten bereits heute mögLich, führten aber dadurch, dass sie erst nach der lmpLantation der

Embryonen durchgeführt werden können, zu unnötigen Abtreibungen. Ein weiteres Argument

war, dass betroffene Paare in Zukunfi für diese BehandLung nicht mehr ins Austand reisen

müssten, da die PID in den meisten Nachbartändern erlaubt ist.

Die Anderung des Gesetzes wurde in den beiden Partamentskammern kontroverser diskutiert

al.s die Anderung des entsprechenden Verfassungsartikels. Der Ständerat siimmte dem Bun-

desgesetz mit 26 zu 10 Stimmen bei 9 Enthattungen zu, der Nationalrat mit 123 zu 66 Stimmen

bei 5 Enthattungen16. Dies nachdem sich der Ständerat im Differenzbereinigungsverfahren

16 Zum Vergteich: Die Verfassungsänderung wurde im Ständerat mit 34 zu 8 Stimmen bei 3 EnthaLtungen

und im Nationatrat mit 160 zu 31 Stimmen bei 4 Enthaltungen angenommen.

4
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mung von B0%. Ahntich hohe Zustimmungen gibt es bei der GLP und der BDPle. Die Ja-Anteite
der Sympathisierenden der SP, welche die Strmme freigab, sowie der intern gespaltenen CVP

und SVP waren demenisprechend tiefer. Die SVP-Sympathisierenden folgten damit a[s ein-
zige ntcht der Parteiparote. Die tiefste Zustimmung zeigte die Gefolqschaft der Grünen, die
ebenfaILs Stimmfreigabe erteitt hatte. Namenttich die SP-Sympathisierenden stimmten damit
deutl.ich häufiger gegen den Gesetzesentwurf a[s noch gegen den Verfassungsartiket (73% Ja],

während Sympathisierende der FDP und der SVP dem Gesetz häufiger zustimmten ats noch
dem VerfassungsartikeL l73o/o bzw. 4\o/o Ja).

Auch das Regierungsvertrauen steht, neben der Parteiverbundenheit, in einem signifikanten
Zusammenhang mit dem Stimmentscheid. So stimmten Personen, die angaben, kein Vertrau-
en in die Regierung zu haben, tedigtich zu50% zu, während die Zustimmung bei Personen,
we[che der Regierung vertrauen,6T% betrug. Zudem weist die a[[gemeine Entscherdungs-
schwierigkeit einen signifikanten Zusammenhang mit dem Strmmentscheid auf : Stimmende,
we[che angaben, der Entscheid sei ihnen an diesem Abstimmungssonntag eher leichtgefatlen,
wiesen einen signifikant höheren Zustimmungswert auf a[s solche, wetche die Entscheidfin-
dung aLs eher schwierig einschätzten.

Der Links-Rechts-Konftikt, der bei vieLen Abstimmungen eine zentraLe Konftiktachse biLdet, ist
bei dieserAbstimmung nicht retevant. So steht die SeLbstpositionierung auf der Links,Rechts-
Achse in keinem signif ikanten Zusammenhang mit dem Strmmentscheid. Vielmehr korreliert
die Zustimmung zur Vorlage mit der Präferenz der Stimmenden für eine traditionette oder
eine moderne Schweiz. Personen mit Letzterer Präferenz befürworteten die Vorlage zu 72o/o,

während Befragte mit einem traditionetteren BiLd der Schweiz tedigtich zu 47o/o zustimmten.

re Bei diesen beiden kteineren Parteien Lässt atterdings die geringe AnzahI Befragter keine gesicherten
Schtüsse zu.

Tabette 5.1: Fortpftanzungsmedizingesetz - Stimmverhatten nach potitischen Merkmaten in
Prozent der Ja-Stimmenden

" Zur Interpretation der statistischen Masszahlen vgt. Abschnitt 7 <Zur Methode>.
Die Zahlen in Ktammern geben tedigtich eine Tendenz an, da die Anzaht Fätte unter fünfzig Legt und
keine statistischen SchLüsse zu[ässt.
O Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.2016,

Unter den soziodemografischen Merkmalen weisen vor aLtem die BiLdung, die Sprachzugehö-
rigkeit sowie die Kirchgangshäufigkeit retevante Zusammenhänge mit dem Stimmverhatten
auf. So ist die Zustimmungsrate bei den hoch gebitdeten wesentLich höher als bei Personen
mit tiefer und mittlerer Bitdung. Die deuttiche höhere Zustimmung der französischsprachigen
Schweizerlnnen im Gegensatz zu den deutschsprachigen und itaLienischsprachigen Lässt sich

,

I

Merkmate/ Kategorien o/o Ja Korrelations-
koeffizient"

62 1 000

V = .1 6,**

CVP - Christtichdemokratische

62

61

Totat VOX Igewichtet)

SP - Soziatdemokratische Partei

Parteiverbundenheit

211

86

80FDP. Die Liberaten 152

SVP - Schwerzerische Votkspartei 5B 129

GPS - Grüne Partei 48 57

t70l 38GLP - Grüntiberale Partei

16BDP - Bürgertich-Demokratische Partei

Keine Partei 67

17 6l

134

Einstufung auf der Links-Rechts-Achse n.s.

57 151Links aussen

Links 65 183

Mitte 61 260

67Rec hts 209

62 1L(,Rechts aussen

Weiss nicht l53l 40

V = .18r+tWertvorste[[ung: Moderne vs. traditione[[e Schweiz

Trad itionett 146

V = .1 5r**

72

55

1+7

67

50

Modern

Geteitter Meinung

151

381

Regierungsvertrauen

Kein Vertrauen

Vertrauen 701

194

Y =.14**+E n tsc heidsc hwierig ke it

663Eher leicht

Eher schwer

66

51 295

44 l+5



nicht votLständig auf die unterschiedtichen EinsteLlungen bezügtich einer modernen oder tra-
ditionetten Schweiz in den verschiedenen Landesteilen zurückführen. Vielmehr schätzt man

die Risiken der PräimpLantationsdiagnostik in der Wesischweiz geringer und deren Nutzen ats

grösser ein aLs in der Deutschschweiz.

Neben der Regierung und den Parteien können auch Kirchen und kirchennahe Organisationen

a[s 0rientierungshitfe dienen. Einen Hinweis darauf, dass dies in der vorliegenden Abstim-
mung der Fa[[ war, geben die Angaben zur Kirchgangshäufigkeit: Unter Personen, die ange-

ben, einmaI pro Woche zur Kirche zu gehen, Lag die Zusiimmung bei LedigLich 34 %, wäh rend sie

bei Personen, die angeben, mehrmals pro.Jahr oder nur zu bestimmten AnLässen die Kirche

zu besuchen, bei 66%,bzw.680/o Lag. Zwischen den Konfessionen waren dabei keine grossen

Unterschiede zu erkennen: 59% der protestantischen und 63% der römisch-kathoLischen Be-

fragten stimmten zu, während die geringe AnzahI Befragter anderer Retigionsgruppen keine

gesicherten Aussagen diesbezügtich zu Lässt.

Tabetl.e 5.2: Fortpftanzungsmedizingesetz - Stimmverhalten nach soziodemografischen
Merkmaten in Prozent der Ja-Stimmenden

olo Ja Korrelations-
koeffizient"

" Zur lnterpretation der statistischen MasszahLen vg[. Abschnitt 7 <Zur Methode>.
Die Zahten in runden Ktammern geben Ledigtich eine Tendenz an, da die AnzahL Fätte unter fünfzig liegt

und keine statistischen Sch[üsse zuLässt.

@ Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.2016.

5.3 Wahrnehmung

Die Befragten waren nicht sehr gut über die Initiative rnformiert: 34% konnten die Frage nach

dem InhaLt derVorlaqe nicht beantworten. Dies ist ein weiterer Hinweis auf die oben beschrie-

bene Komplexität der Vorlage. Damit waren die Stimmenden jedoch etwas besser informiert
a[s noch bei der Abstimmung zur Verfassungsänderung vor einem Jahr, wo 42 % keine Anga-

ben zum lnhaLt machen konnten. Die Stimmenden wussten zudem deuttich besser Bescheid

als diejenigen, die nicht zur Urne gegangen waren. Vereinzette gaben an, der Gesetzesän-

derung zugestimmt zu haben, weiL sie bereits der Verfassungsänderung zugestimmt hatten,

im AL[gemeinen Lassen die Antworten aber keine Schlüsse darüber zu, ob sich die Stimmbür-
gerlnnen des Unterschieds zwischen derVerfassungsänderung und dem Ausführungsgesetz

bewusst waren. Die Antworten auf die Frage zum lnhatt der Vortage zeigen jedoch, dass es für
die Befragten bei der Abstimmung in erster Linie um die Einführung der PräimpLantations-

diagnostik ging. Diese wurde von 31 % der Befragten genannt. Weitere 19% nannten Details

der PID wie zum Beispiet die Anzaht ertaubter Embryonen oder dass man diese neu zur Auf-
bewahrung einfrieren dürfe. Und 3% sagten, es ginge darum, Krankheiten zu vermeiden.2%
brachten die Vorlage mit Fortschritten in der Forschung in Zusammenhang. Diese Antworten
unterstreichen den technischen Charakter, den die Vorlage in der Wahrnehmung der Stimm-
bürgerschaft hatte. Nur Wenige nannten das Thema der Designerbabys oder Wunschkinder.

Tabette 5.3: Fortpftanzungsmedizingesetz - Wahrnehmung der lnhatte in Prozent

der Stimmberechtigten lnur Erstnennungenl

Wahrnehmung*

* Die Aussagen wurden nach Teilnahme gewichtet.
@ Universität Zürich/gfs.bern: VOX-AnaLyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.2016.

5.4 Die Stimmmotive

Die Auswertung der Stimmmotive zeigt, dass die grosse Mehrheit der Stimmenden Argumente
für ihren Stimmentscheid hat. Dabei gibt es aLlerdings einen markanten Unterschied zwischen

Befürwortenden und Gegnerlnnen der Vorlage: Während nur 4o/o der Befürwortende spontan

keine Gründe für lhren Stimmentscheid angeben konnte, waren dies 17o/o der Gegnerlnnen.

ö

3

1 000

V =,12x++

Tief

62

67

52

t48l

Merkmale/ Kategorien

670

30

299

TotatVOX [gewichtet)

Mittet

Bitdung

Hoch

V = .l $***Sprachregion
EaaDeutsche Schweiz

Französische Schweiz 76

58

267

Itatienische Schweiz 58 193

V = ,21+xx+

J4 100

Kirchgangshäufigkeit

Einmal pro Woche

EinmaI Monat 57 82

66 1??

68 416

Mehrmats jährtich

Speziette Antässe

Nie 55 72

Total Stimmende

n Vo n

31

%

159 46

DetaiLs Diagnostik lAnzaht Embryonen
Einfrierenl

onsd iag nosti k

19 283 23 162

Nichtstimmende

%

17 136

15 121

3 441Krankheiten (vermeidenl

Wunschkinder, Desiqnerbabys 16 2 10

28 2

1

13

6

Fortschritt, Forschunq 2 25 2 10 2

8 122 8 56 BAttgemeines, Anderes

Inhatttich fatsche Aussaqen 2 35 2 17 2

15

66

18

53 414Weiss nicht, Keine Antwort

TotaI 100

34 505

1 485

13

100

91

696 100 789

46 47



lnteressanterweise geben nur sehr wenige an, sich bei der Entscheidung auf Empfehtungen,
z. B. von Parteien und Regierung verlassen zu haben: Dres ist insgesamt bei 6 % der Ja- und

keinem einzigen Nein-Stimmenden der FaLt, was dem Bitd einer hohen Übereinstimmung zwi-
schen ParteiparoLen und Stimmentscheiden der Parteisympathisanilnnen, das wir oben ge-

zeichnet haben, in gewisser Weise widerspricht. 0bwohL die Stimmbürgerschaft mehrheittich
konsistent mit den Paro[en ihrer bevorzugten Parteien gestimmt hat, gibt sie an, die Partei-
empfehLung sei nicht ausschLaggebend für den Stimmentscheid gewesen.

Die wichtigsten Pro-Argumente beziehen sich auf das Versprechen der PlD, Erbkrankheiten

frühzeitig festste[[en zu können und damit unnötiges Leiden zu vermeiden. Darunter faLten

auch die Argumente, Komplikationen während der Schwangerschaft sowie spätere Abtrei-
bungen könnten durch die PID vermieden werden. Des Weiteren geben insgesamt 15% an,

die Vorlage zu unterstützen, weiL die PID im umLiegenden AusLand ja bereits ertaubt sei und

betroffene Paare darum rns AusLand fahren könnten, um srch behandeLn zu [assen. Auch der
wissenschaftLiche Fortschritt und die Stärkung des Forschungsstandorts Schweiz werden aLs

Gründe f ür die Zustimmung genannt. Etwas weniger relevant scheint das Argument der Waht-
freiheit für betroffene Paare, bzw. Frauen, gewesen zu sein.

Auf der Kontra-Seite überwiegen zwei Argumente. Einerseiis war die Befürchtung weitver-
breitet, dass das Gesetz zu weit geht und derAuswahtvon genetischen MerkmaLen fStichwort
<Designerbabies"l Tür und Tor öffnet. Dieses Argument hat damit im Vergteich mit derAb-
stimmung zur Verfassungsänderung vor einem Jahr deutLich an ReLevanz gewonnen. Ande-
rerseits beschäftigten ethische Bedenken bezügtich der Manipulation und Vernichtung von

MenschenLeben {Embryos) die Gegnerlnnen. Religiöse Bedenken machten in dieser Kategorie

atlerdings nur 5 % der Erstnennungen aus. Das Argument, dass Menschen mit Behinderungen

durch die PID künftig diskriminiert werden könnten, stiess nur auf geringe Resonanz.

TabeLl,e 5.4: Fortpftanzungsmedizingesetz - Motive der Stimmenden

lmehrere Antworten mögtichl

@ Universität Zürich/ gfs.bern: VOX-AnaLyse der eid schen Abstimmunqen vom 05.06.201 6.

5.5 Pro- und Kontra-Argumente

Es wurden leweits drei Argumente getestet, die während des Abstimmungskampfes von den

zwei Lagern häufig verwendet wurden. Während die Pro-Seite besonders mit Effizienz-Argu-

menten für die Vorlage warb, dominierten bei der Kontra-Seite ethisch-mora[ische Bedenken.

Die vorgelegten Argumente konnten von den Befragten anscheinend relativ gui dem Pro- bzw.

Kontra-Lager zugeordnet werden. Die Auswertung zeigt ein einheitLiches Bitd. Die grösste
Zustimmung unter den Ja Stimmenden fand das Argument, dass es mehr Sinn macht, eine
Eizelle auf schwerwiegende Krankheiten zu untersuchen bevor man sie einsetzt, aLs danach
eine Abtrerbung vorzunehmen. Mit diesem Argument war auch mehr ats die HäLfte der Nein-
Stimmenden einverstanden. Etwas weniger Ja-Stimmende waren einverstanden mit dem Ar-
gument, die PID in der Schweiz soLLte erlaubt sein, damit Paare nicht für eine solche Behand-

[ung ins AusLand reisen müssen. Dieses Argument war hingegen bei den Gegnerlnnen eher
unbeLiebt. Das dritte Pro-Argument, wonach durch die Präimplantationsdiagnostik unnötige
Risiken für Paare mit Kinderwunsch vermieden werden könnten, wurde von 89 % der Ja-Stim-
menden und 42o/o der Nein-Stimmenden befürwortet.

i

Erstnennungen A[te Nennungen

o/o n o/o n

JA-Stimmende

75 466

13

to 236

83 15

Krankheiten feststelten, Leid reduzieren

lm Ausland erlaubt, Auslandbehandtung vermeiden 179

11 70 29

5

5

31

33

25

6

154

_92
35

Fortschritt, Forschungsstandort stärken

Empfehtu ngen

Wahtfreiheit Ettern, Frauen

112 LO 246AtLqemeines, Anderes

Weiss nicht/kerne Antwort

23

4 23 611 399

100 619 254 157 1Tota I

NEIN-Stimmende

36 139 281'Weitere Entwicklung, Designerbabys

Ethische und retrgiöse Bedenken: Eingriff in Menschenteben OF 132 69 ZOJ

11 423

0 0

Diskriminierung Menschen mit Behinderung

Empfeh[unqen

Attgemeines, Anderes 8

13

0

30 61

0

23?

17 66

100 381 241

25

916

94Weiss nicht/keine Antwort

Total

48 49
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Die Zustimmung zu den Kontra-Argumenten fie[ auf der Nein-Seite insgesamt etwas weniger
stark aus als diejenige zu den Pro-Argumenten auf der Ja-Seite. Am meisten Zustimmung
geniesst dabei das Argument, es könne nicht sichergestellt werden, dass die PID nicht für die
Se[ektion von geschlechtLichen, äusserlichen oder charakterlichen Merkmaten anqewendet
werden wird. B1 % der Nein-Stimmenden und 397o der Ja-Stimmenden sind damit einver-
standen. Das ähntich getagerte Argument, dass die PID die geziette AuswahLvon Menschen
ermöglicht und weitere Forderungen wie Retterbabys nach sich ziehen wird, befürworten hin-
gegen nur 75o/o der Gegnerlnnen und 24o/o der Befürwortenden. Übereinstimmend mlt dem

vorhergehenden Abschnitt zu den Motiven, geniesst das Argument, dass Menschen mit Be*

hinderungen in Zukunft diskriminiert werden könnten, die geringste Unterstützung 174o/o der
Nein-Stimmenden und 16% der Ja-Stimmenden), lnsgesamt zeigt sich somit, dass die Nein-
Stimmenden viel eher auch mit den Pro-Argumenien einverstanden waren, aLs umgekehrt die

Ja-Stimmenden, welche den Kontra-Argumenten nur wenig abgewinnen konnten. Während
die Pro-Seite den Nutzen der PID oder die Verringerung von Aufwand und Risiken für die be-
troffenen Paare klar in den Vordergrund stetlen, und damit auch die Gegnerlnnen ansprechen,
überwiegen auf der Nein-Seite ethische Bedenken bezügLich mögticher künftiger Entwicklun-
gen und Auswirkungen der PlD.

Tabe[le 5.5: Fortpftanzungsmedizingesetz - Anktang der Pro- und Kontra-Argumente bei
Stimmenden in Prozent

o

Pro-Argumente Einverstanden
l%l

Nicht
einverstanden

lvol

Weiss nicht
1%l

Es macht mehr Sinn, eine EizeLLe auf
schwerwiegende Krankheiten zu untersu-
chen bevor man sie einsetzt, ats danach
eine Abtreibung vorzunehmen.

TotaI 81 15 4

Ja 97 1 2

Nein F' ao B

1+Die Präimp[antationsdiaqnostik in der
Schweiz sottte ertaubt sein, so dass Paare
nicht lür eine sotche Behandtung ins
Ausland reisen müssen.

TotaL 70 26

Ja 93 4 3

Nei n

TotaI

32 61 6

Durch die Präimp[antationsdiagnostik
können unnötige Risiken für Paare mit
Kinderwunsch vermieden werden.

72 23 5

Ja B9 7 3

Nern 42 49 9

Kontra-Argumente Einverstanden
lVol

Nicht
einverstanden

lY"l

Weiss nicht
lo/.1

Die Präimptantationsdiagnostik ermögticht
die geziette AuswahI von Menschen und
wird weitere Forderungen wie Retterbabys
nach sich ziehen.

TotaL 43 50 7

.la 2L 69 B

Nein 75 19 6

Durch die Präimp[antationsdiagnostik
werden Menschen mit Behinderungen in

Zukunft ats <<tebensunwert> betrachtet
und deswegen diskriminiert.

TotaI 38 57 5

Ja 16 78 5

Nein 74 21 5

Es kann nicht sichergestettt werden, dass
diese Technik nicht für die SeLektion von
gesch[echttichen, äusserlichen oder cha-
raktertichen MerkmaLen angewendet wird

Total 55 37 I
Ja ao 52 10

Nein 81 1a 6

Resultate in Linienprozenten. Lesebeispiet: 81 0/o aLter Stimmenden [97% der Ja-Stimmenden;
53% der Nein-Stimmendenl pflichteten dem ersten Argument bei, 15% l1% der Ja-Stimmenden
und 390/o der Nein-Stimmendenl [ehnten es ab und L%l2o/o; B%l konnten sich nicht entscheiden.
Gesamtheit der antwortenden Stimmenden = zwischen 978 und 982 [qewichtetl.
O Universität Zürich/gfs.bern; VOX-AnaLyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.2016
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6. ANDERUNG DES ASYLGESETZES IASYLG)

6.1 Ausgangstage

Das Hauptziel der elften Revision seit Einführung des Asylgesetzes war die Beschteunigung
der Asylverfahren. Zu diesem Zweck beschloss die BundesversammLung eine umfassende
Neustrukturierung des Asylwesens: Mit der Einrichtung sogenannter Bundeszentren soLL eine

Mehrheit der Asytgesuche in 1 40 Tagen rechtskräftig entschieden und vollzogen werden kön-

nen. Damit die Asylverfahren trotz Verkürzung fair durchgeführt werden und rechtsstaattichen
Ansprüchen genügen, wurde im Gegenzug sowohL eine kostentose Beratung zum Asylverfah-
ren ats auch eine kostentose Rechtsvertretung vorgeschtagen. Das Parlament hat diese Revi-

sion des Asytgesetzes am 25. September 20'1 5 mit geringfügigen Anderungen an der Vorlage
des Bundesrates mit 35 zu 3 Stimmen Ibei drei EnthaLtungen) im Ständerat und mit 138 zu 55

Stimmen lbei einer EnthaLtung) im Nationalrat angenommen.

Die vorgeschtagene Neustrukturierung versteht sich als zweites Paket und direkte Weiterfüh-
rung einer bereits früher eingeleiteten Gesetzesänderung. Die dringl.ichen Anderungen des

Asytgesetzes, die in derVoLksabstimmung vom 9. Juni 2013 gegen den Widerstand der Linken

mi| 78.4o/o Zustimmung gutgeheissen wurden, Leiteten bereits diverse Massnahmen zur Be-
schleunigunq der Asylverfahren ein. Die neuen Abtäufe wurden seither in einem Testbetrieb
in Zürich erprobi und mit positiven Befunden evaLuiert. Die Bestimmungen sind aber befristet
und wären bei AbLehnung der nun vorliegenden Revision im September 2019 weggefatlen.

Widerstand erwuchs diesem zweiten Paket der Gesetzesrevision nun a[[erdinqs von unerwar-
teter Seite: Die SVP, die stets schne[[ere Verfahren gefordert hatte, wehrte sich besonders
gegen die Einführung der kostentosen RechtshiLfe für Asylsuchende. Ausserdem kritisierte
sie einen Artiket des Gesetzes, der nötigenfa[[s Enteignungen von Grundstücken zur Einrich-

tung von Bundeszentren erlaubte. lm Parlament fand die SVP mit ihrer Opposition aber keine

Verbündeten, so dass Fraktionschef Adrian Amstutz bereits vor der Schlussabstimmunq im

Nationalrat das Referendum gegen die Gesetzesrevision ankündigte. lm Januar 2016 wurden

die nötigen Unterschriften gegen das revidierte Asylgesetz eingereicht.

Der Abstimmungskampf verlief dann auch grösstenteits entlang der Fronten, die sich bereits

in der parlamentarischen BeschLussfassung gezeigt hatten. Zwar gab es innerhatb der Linken

eine [ebhafte Debatte darüber, ob eine Vorlage mit ktaren Verschärfungen des Asytrechts,

wirkLich unterstützt werden soLl. SchLiessLich setzten sich aber diejenigen Stimmen durch, die

in der kostenlosen Rechtsvertretunq einen echten Fortschritt sahen und die Bi[anz der Revi-

sion insgesamt positiv bewerteten. So stand eine Asylgesetzrevision für einmaLunter anderen

Vorzeichen a[s gewohnt: Die SVP trat atlein gegen a[te anderen Parteien an. Unterstützung

bekam sie jedoch vom Schweizerischen Hauseigentümerverband {HEV), der durch den Passus

der Enteignungsmögtichkeit aufgescheucht wurde und eine von der SVP unabhängige Nein-

Kampagne beschLoss. Diese Unterstützung des Referendums brachte dem HEV prompt Kritik
ein, weiL er sich durch die SVP für ihre <Btockadepolitik" hätte instrumentatisieren Lassen.

Angesichts der Tatsache, dass eine Vorlage zum Thema Asy[ zur Debatte stand, verlief der
Abstimmungskampf unüblich ruhig. Dies tag wohl nicht zutetzt daran, dass sich die SVP dazu
entschloss, auf eine Kampagne <im bezahLten Raum> zu verzichten.

Das Abstimmungsergebnis am 5. Juni 2016 bitdete dann auch ziemtich exakt die Fronten in Par-
[ament und Abstimmungskampagne ab. Eine grosse Mehrheit der Stimmbevötkerung konnte
wedervon rechten noch von tinken Einwänden gegen die geplante Neustrukturierung im Asytge-
setz überzeugt werden. Die Gesetzesrevision wurde mit 66.8 % der Siimmen ktar angenommen.

6.2 Das Profil, der Stimmenden

Das ProfiL der Stimmenden ist geprägi durch die umgekehrten Vorzeichen in diesem Abstim-
mungskampf. Anders aLs bei früheren Revisionen des Asylrechts bestand die Gegnerschaft für
einmal primär aus SVP-WähLenden. Umgekehrt gab sowoht die SP aLs auch die GPS ausnahms-
weise eine Ja-Parole aus. Die SVP-Anhängerschaft foLgte zu guten Teil.en der Parteispitze und
[ehnte die Vorlage mehrheittich ab. Trotzdem fätl.t auf, dass die SVP ihre Anhängerlnnen schon
erfotgreicher von ihrer Position überzeugen konnte, gerade im Bereich der AusLänder- und
Asytpotitik. 0bwohL die SVP ats aLLeinige bedeutende Partei für das Nein warb, befanden doch
beachtliche 39% ihrerWählerlnnen die Asytgesetzrevision für richtig. lm Gegensatz dazu fol.gte
die WähLerschaft der SP offensichtLich grösstenteiLs der intern umstrittenen StimmempfehLung
und befürwortete schtiess[ich die Revision des Asytgesetztes deuttich. 79o/o der SP-Wäh[enden
[egte ein Ja in die Urne. Bei den Grünen wurde eine ähnLich hohe Zustimmungsrate von71o/o
erziett. Damit fand diese Gesetzesänderung bei [inken Parteianhängerschaften eine ähntiche
oder gar grössere Unterstützung aLs beiWähterlnnen von bürgerl.ichen Parteien.

Die Selbstzuordnung der Befragten auf der Links-Rechts-Achse unterstützt diese Einschät-
zung grundsätztich, fÜgt aber eine interessante Detailbeobachtung zum Gesamtbitd hinzu.
Sichtbar wird das Di[emma der Linken um die Frage, wie mit einer Asylgesetzrevision um-
zugehen sei, die neben einigen Verbesserungen auch klare Verschärfungen enthäLt. Während
moderate Kräfte innerhatb der Linken die Revision insgesamt für unterstützenswert hielten
und sich auf nationater Ebene auch durchsetzten, gab es besonders in der Romandie Oppo-
sition gegen eine Ja-Parote. Tabelle 6.1 ist denn auch zu entnehmen, dass Personen, die sich
setber aLs <[inks aussen> einschätzen, die Gesetzesänderung weniger deutl.ich befürworteten
ats moderate Linke. In der potitischen Mitte sind sotide Mehrheiten feststettbar. MehrheitLich
abgelehnt wurde die Revision nurvon Personen, die sich politisch <rechts aussen> positionie-
ren und von Personen, die keine Angabe zu ihrer politischen Positionierung machen wollten.

Die Zustimmungsraten enttang spezifischer Wertedimensionen bestätigen erneut, dass diese
Asylgesetzrevision von vieten Befragten nicht primär al.s Verschärfungsvortage interpretiert
wurde. SowohI Personen, die sich für eine offene Schweiz einsetzen a[s auch Personen, die
eine gLeichberechtigte BehandLung von einheimischen und aus[ändischen Bewohnern der
Schweiz befÜrworten, Legten grossmehrheitlich ein Ja in die Urne. Demgegenüber wurde die
Revision von Befragten, die sich eine sich abgrenzende, souveräne Schweiz und eine Bevor-
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7

zugung von Einheimischen wünschen, weniger stark befürwortet. Damit zeigt sich ein umge-

kehrtes Muster ats bei vergangenen Revisionen des Asytgesetzes, denn übticherweise gehö-

ren genau diese Personen zu den vehementesten Verfechtern von Anderungen im Asylgesetz.20

Die Kombination von Verschärfungen mit exptiziten Verbesserungen für Gesuchstellende
(2.8. kostenloser Rechtsbeistandl führte unter Asy[-HardLinern zu weniger und unter Befür-

wortenden einer menschLichen AsytpoLitik zu mehr Unterstützung für die Gesetzesänderung.

TabeLte 6.1: Asylgesetz - Stimmverhatten nach poLitischen Merkmaten in Prozent

der Ja-Stimmenden

Merkmale/ Kategorien

20 Die Letzte verg[eichbare Abstimmung am 9. Juni 2013 [<DringLiche Anderung des Asylgesetzes>],

ein inhaLtlich verwandterVortäufer zur aktuetl besprochenen Gesetzesrevision, wurde von BB% der

Personen, die eine bevorzugte Behandlung von Schweizer Bürgern gegenüber Ausländern unterstützen,

befürwortet.

Die FeststeLLung, dass sich Gegnerlnnen und Befürworterlnnen dieser Asytgesetzrevision in

weniger klassische Lager teiLen als gewöhnLich, wird auch bei der AnaLyse der Zustimmungs-
raten nach soziodemografischen MerkmaLen deutlich. Übticherweise setzt sich die Gegner-
schaft von Anderungen im Asytbereich überproportionaL stark aus jüngeren Personen, Frauen
und HochgebiLdeten zusammen. Diese Muster treten bei der vorliegenden Revision deutlich
weniger ausgeprägt zutage. ln Bezug auf das Alter der Befragten sind kaum systematische
Unterschiede sichibar. Die unterschiedtichen Altersgruppen haben a[Le retativ ähnliche Zu-
stimmungsraten. Frauen befürworteten die Reform nur unmerk[ich stärker aLs Männer, wo-
bei sich dieser Unterschied aLs statistisch nicht signifikant erweist. Für die unterschiedLichen
Bitdungsgruppen zeigt sich schLiess[ich dasseLbe BiLd wie bei den potitischen Merkma[en:
lm Gegensatz zu früheren Abstimmungen zum Asytgesetz sind es dieses Mal die Befragten
mit höherer Bitdung, welche die Revision zu grossen TeiLen unterstützen, während sich unter
den Befragten mit tieferem BiLdungsstand nur rund 30% von den Argumenten des Ja-Lagers
überzeuqen Liessen.

ln Bezug auf unterschiedl.iche Wohnortstypen ist ein gewisser Unterschied zwischen urbanen
und [ändlichen Gebieten erkennbar: In grösseren Städien wurde die Asytgesetzrevision von

mehr aLs drei Vierteln aLLer Befragten angenommen. Demgegenüber war die Unterstützung
in kteineren Städten und auf dem Land etwas zurückhaLtender. Trotzdem wurde die Revision

auch dort mehrheittich angenommen. Der Stadt-Land-Graben hatte damit keinen entschei-
denden Einfluss auf den Ausgang derAbstimmung.

n

o

Korrelations-
koeffizient"

olo Ja n

67

80

1019

V = .l!***Parteiverbu ndenheit

SP - SoziaLdemokratische Partei 192

CVP - Christlichdemokratische VoLkspartei

tetlTotat VOX

79

70

FDP Die LiberaLen 74 156

39 160

6071

leTl 33

SVP - Schweizerische Votkspartei

GPS - Grüne Partei

GLP - GrünLiberale Partei

BDP - Bürqertich-Demokratische Partei t68l 17

Keine Partei 145

V = ,17*+iEinstufung auf der Links-Rechts-Achse

72

64

79

Links aussen 73

253Links

Mitte 69 260

306

77

Rechts

Rechts aussen

75

V = .l tt*rWertvorstellung r offene vs. verschtossene Schweiz

0f fen 644

60

47

t6tGeteiLter Meinung 56

Versc h Lossen

V =.'l$+*+Wertvorstetlung : gleiche

Für atle qLeiche Chancen

t2 283Geteitter Meinung

331Schweizer bevoTzuqen 52

" Zur lnterpretation der statistischen Masszahten vgt. Abschnitt 7 <Zur Methode>.

Die ZahLen in Ktammern geben tedigtich eine Tendenz an, da die AnzahI Fälle unter fünfzig liegt und

keine statistischen Schtüsse zuLässt.

O Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Ana[yse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.2016.
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Merkmate/ Kategorien

Totat VOX lgewichtetl

Alter

o/o Ja .. Korrelations-
koeffizient"

67 1019

n.s.

1 8 bis 29 Jahre 67 60

182

101

30 bis 39 Jahre FO

40 bis 49 Jahre 73

50 bis 59 Jahre 6B 218

60 bis 69 Jahre 66 252

70 Jahre und mehr 70 206

Geschtecht n,s,

Mann 65 497

Frau 6B 3ll

Bitdung V =.14'+*r
Hoch 70 694

MitteL 62 289

Tief t32l 36

Wohnort V=.10*r

G rossstadt

MitteLgrosse Stadt/ Kteinstadt

77 37 /r

61 374

Land 60 271

" Zur Interpretation der statistischen Masszahten vg[. Abschnitt 7 <Zur Methode>.
Die Zahten in runden Ktammern geben ledigtich eine Tendenz an, da die AnzahI FäLLe unter fünfzig liegt
und keine statistischen Schtüsse zu[ässt.
O Universität Zürich/gfs.bern: VOX-AnaLyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.201 6.

---

Tabette 6.2: AsyLgesetz - Stimmverhalten nach soziodemografischen Merkmalen
in Prozent der Ja-Stimmenden

6.3 Wahrnehmung

Ein beachtl.icher TeiI der Befragten war nicht gut über die Initiative informiert: Knapp 40%

konnten die Frage nach dem inha[t der Vorlage nicht beantworten. lmmerhin wussten die

Stimmenden aber deutlich besser Bescheid ats Nichtstimmende [18% vs. 58% <weiss nicht>J.

Diejenigen Befragten, die eine Angabe zum lnha[t der Abstimmung machten, bezogen sich

zum atlergrössten TeiL auf die Beschleunigung beziehungsweise Verkürzung der Asylverfah

ren. Fast die HäLfte a[[er Befragten und beinahe zwei DritteI der TeiLnehmenden nannten als

Erstes diesen Aspekt der Vortage. Damit zeigt sich erneut in atler DeutLichkeit, dass diese

Revision nicht primär ats eine Verschärfung des Asylgesetzes wahrgenommen wurde. Nur

gerade 3% der Befragten gaben an, dass es um eine Verschärfung des Asylverfahrens gehe.

Dies steht im krassen Gegensatz zur inhattlich durchaus verwandten letzten Anderung des

Asylgesetzes im Junr 2013. DamaLs stand die Verschärfung des Verfahrens im Vordergrund.
Die BeschLeunigung der Asylverfahren, auch damals erktäries HauptzieL, wurde nur am zweit-
meisten erwähnt.21

Die zentrate Massnahme zur Sicherstettung fairer AbLäufe trotz verkürzter Verfahren, die Be-
reitste[Lung eines kostenLosen Rechtsbeistands, wurde {mit qrossem Rückstandl ats zweit-
häufigster inhaLtlicher Aspekt der Vorlage genannt. Gegnerlnnen der VorLage bezogen sich
häufiger auf diesen Gesichtspunkt der Revision als Befürwortende, was angesichts der Kri-
tik des Nein-Lagers an <Gratis-Anwätten> für Asy[suchende nicht erstaunLich ist. Der zweite
grosse Kritikpunkt des Referendumskomitees bezog sich auf einen ArtikeL des Gesetzesvor-

schtags, der notfaLLs auch Grundstückenteignungen zur Einrichtung sogenannter Bundeszen-

tren erlauben würde. Trotz der beachttichen media[en Aufmerksamkeit hat sich dieserAspekt
der Vortage offenbar kaum in das Gedächtnis der Befragten eingebrannt. Nur gerade zwei

Befragte erwähnten in ihrer Erstnennung die Mögtichkeit von Enteignungen. Deshatb wurde
d ieser Aspe kt in de r folg e nden Ta be LLe auch n icht sepa rat a usgewiesen, so ndern der a L[g emei-
neren Thematik <Einrichtung von BundeszentTen>> zugeordnet.

Tabetl.e 6.3: Asytgesetz - Wahrnehmung der lnhatte in Prozent der Stimmberechtigten

lnur Erstnennungenl

6.4 Die Stimmmotive

Die Auswertung der Stimmmotive stützt grösstenterls die Erkenntnisse aus dem vorange-
henden Kapitel: Unter den Befürwortenden der Asylgesetzrevision war die Verkürzung der
Verfahren nicht nur der zentrale Inhatt sondern auch das eindeutige Hauptmotiv für die Un-
terstützung der Vortage. Ein ausserordentLich hoher AnteiL von 55% nannte ats ersten Grund
für ein Ja die schnetteren Verfahren. Werden atle Nennungen zusammengefasst, wurde diese
Begründung garvon B2o/o der Befragten geäussert. lm Wunsch nach kürzeren Asylverfahren

,1 Srehe Nai, Alessandro/Sciarini, Pasca[ [201 3): Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen
vom 9, Juni 201 3, Tabette 3.3, S. 26.

n

0

O

Total Stimmende NichtstimmendeWahrnehmungr

% n n Yo n

45 664 64 445 28 219!g:91']9!.,suf s/E4q4!9414{ry'
IKostenLoser] Rechtsbeistand 7 106 8 57 6 49

30 2 16 2Einrichtung von Bundeszentren

Verschärf unq des Asvtverfahrens

2

3 44 2 11 3

13

27

4 60 aa 3 26Andere/attgemeine/f atsche Aussagen

Weiss nicht, keine Antwort 39 582 18

5

128 5B 454

100 1 485 100 696 7BB

* Die Aussagen wurden nach Teilnahme gewichtet.
@ Universität Zürich/gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.2016.
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vermischen sich unterschiedtiche Motive: Ein Teit der Befragten befürwortet verkürzte Verfah-
ren weiI diese KLarheit schaffen, die Asylsuchenden weniger Lange im Ungewissen lassen und

deren Integration in die GeseLlschaft verbessern. Der andere TeiI unterstützte die Verkürzung
eher der abschreckenden Wirkung wegen und weiL abgelehnte Gesuchstetlende schne[[er
ausgewiesen werden können.

Die weiteren genannten Motive zur Unterstützung der Vorlage stehen etwas im Schatten der
Verkürzung der Verfahren. Die Einfrihrung einer kostenlosen recht[ichen Unterstützung für
Asytsuchende wurde von insgesamt 17o/o der Befragten erwähnt. Dieser Aspekt der Vorla-
ge war wohL ein entscheidender Beitrag zur Unterstützung durch die Linke Wähterschaft und

wurde tatsächlich am häufigsten von SP-Wähtenden genannt. lnsgesamt 12o/o der Befragten
erhofften sich von derAsylgesetzrevision eine Senkung der Kosten im Asylbereich. 13% der
Befragten gaben auch ganz pragmatisch an, dass dieseVortage die Konsequenz aus vorherge-
henden Revisionen sei und ein <guter Mittetweg zwischen der HardtinerpotitikderSVP und der
Haltung von SP und Grünen", wie das ern Befragter formuLierte. ln diese Kategorie einqeiei[t
wurden auch Personen, welche die Befürchtung äusserten, dass bei Ablehnung dieser Revisi
on eine noch restriktivere Variante drohen würde.

Auf Seiten der Gegnerlnnen der Asylgesetzrevision dominierte wenig verwunderlich die Ver-
stärkung des Rechtsschutzes und die damit verbundenen Kosten die Argumentation. Die

SVP begründete ihr Referendum primär mit der Einführung von <GratisanwäLten> für AsyL-

suchende und dieses Argument ist offensichttich zur Basis durchgedrungen. lnsgesamt 47olo

der Befragten begründeten ihre abtehnende Haltung auf die eine oder andere Art mit die-
sem kostenLosen Rechtsbeistand während der Laufenden Asylverfahren. Am zweithäufigsten
erwähnt wurde, dass die Vorlage gar nicht nötig sei, weil die Befragten mit dem derzeitigen
Stand zufrieden sind oder in der vortiegenden Revision keinen Mehrwert sahen. Grundsätz-
Liche Vorbehatte gegenüber Migratron und dem VerhäLtnis zu ausländischen Personen wurden
von insgesaml 12o/o der Befragten a[s Grund für ern Nein angegeben. Ats wenrg entscheidend
erweist sich darüber hinaus erneut die Thematik der Enteignungen, die von SVP und Hausei-
geniÜmerverband in der Nein-Kampagne hervorgehoben wurden. 9% der Nein-Stimmenden
erwähnten das VerhäLtnis von Bund und Kantonen und nur sehr wenige Befragte nannten
exptizit die MögLichkeit von Enteignungen zum Bau von Bundeszentren aLs Motiv. Schtiesstich
gab es noch eine kLeine Gruppe von Nein-Stimmenden, die woht dem linken Lager zuzuord-
nen sind und rhre ablehnende Haltung damit begründeten, dass dre Verkürzung derVerfahren
einen fairen Abtauf gefährden könnte.

TabeLte 6.4: Asytgesetz - Motive der Stimmenden lmehrere Antworten mögtichl

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid Erstnennungen Alte Nennungen

olo

JA-Stimmende

Verkürzung der Verfahren 55 372

6.5 Pro- und Kontra-Argumente

Die vorgebrachten Argumente schienen den Befragten grösstentei[s vertraut. Ein Grossteit
hatte sich zu aLLen sechs Argumenten eine Meinung gebitdet und nur wenige äusserten sich
unsicher bezügLich ihrer eigenen Haltung dazu.

Die Auswertung zeigt, dass die Argumente von Bundesrat und der Mehrheit des Partaments,
die sich für die Revision aussprachen, ausserordenttich gut ankamen. Die Befragien zeigten
sich grossmehrheittich einverstanden mit der SichersteLLung fairer Verfahren durch einen kos-
tentosen Rechtsbeistand, dre effiziente Abwicklung der Verfahren in Bundeszentren sowie die
Vorteite einer rascheren BehandLung der Gesuche. lm Lager der Ja-Stimmenden wurden die-
se drei zentraLen Argumente f ür die Revision gar aLlesamt mit über 90 % Zustimmung bedacht.
SeLbst im gegnerischen Lager wurde mehrheitlich anerkannt, dass beschLeunigte Verfahren
dazu dienen können, Asytsuchende rascher zu integrieren beziehunqsweise auszuweisen. Die
grundsätzliche Stossrichtung derAsylgesetzrevision war offenbarwenig umstritten und seLbst
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5
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Verhättnis Schweizer und Auständer

3

7
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I
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L2
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bei Gegnern der Vorlage regte sich kein massiver Widerstand gegen die Hauptargumente der
Pro-Seite.

Die Argumente des Referendumskomitees schienen weniger gut zu verfangen. Die AbLeh-

nung eines verbesserten Rechtsschutzes fÜr Asylsuchende wurde zwar von einer Mehrheit
der Nein-Stimmenden geteitt, doch angesichts dessen, dass die Nein-Kampagne schwerge-
wichtig auf diesem Argument beruhte, erscheint überraschend, dass srch nicht einmal. drei
VierteI der Gegnerlnnen mit der Kriiik an <Gratisanwälten> einverstanden erkLärten. Hier zeigt
sich auch die Heterogenität des Nein-Lagers. Zu den Gegnern der Vorlage zähLten sich nichi
ausschliesslich die SVP-Anhängerschaft sondern auch Personen aus dem [inken Spekirum.
Dieser TeiI der Gegnerschaft befürwortet dieses Argument der SVP-Kampagne eher nicht.
Auf Seiten des Nein-Lagers wurde dieses Argument ebenfatts von mehr aLs zwei Dritteln klar
zurückgewiesen. Mehr Zuspruch fand dagegen das vorgebrachte Argument, dass die nöti-
genfaLLs mögtiche Enteignung von Grundstückbesitzenden zur Erstetlung von Bundeszentren
unerwÜnscht sei. Bts weit ins Ja-Lager hinein zeigten sich Befragte einverstanden mii der
Kriiik an mögtichen Enteignungen. Viele Befragte hiett die ablehnende HaLtung gegenüber der
Mögtichkeit von Enteignungen aber nicht davon ab, die Revision zu unterstützen. Dieses Argu,
ment konnte somit nicht genug Gewicht entwicke[n, um in derAbstimmung eine echte RoLLe

zu spielen. Dies geht Hand in Hand mit den obigen Analysen von lnhaLt und Motiven für die
Stimmabgabe: Die Problematik von Enteignungen stand bei vielen Befragten in der Entscheid-
findung nicht im Vordergrund. Das Letzte getestete Argument des Nein-Lagers bezog sich auf
die Forderung nach noch strikteren Verschärfungen im Asylbereich. Eine grosse Mehrheit im
Nein-Lager war der Meinung, dass es noch härtere Massnahmen brauche, um die derzeitigen
FLLichttingszahten zu bewäLtigen. Auch 45% der Ja-Stimmenden war einverstanden mit die
sem Argument. Die vortiegende Revision des Asylgesetztes stand aber nicht im Widerspruch
zum Wunsch dieser Befragten und wurde von vie[en Ja-Stimmenden nicht a[s Hindernis für
weitere Verschä rf ungen wahrgenom men.

lnsgesamt lässt sich sagen, dass die bundesrätliche Argumentation für die Revision des AsyL-

gesetzes weitherum Anktang fand und eine Mehrheit der Stimmbevötkerung von einem Ja

überzeugen konnte. Die Vorlage wurde a[s sinnvo[[er und pragmatischer nächster Schritt in
der schweizerischen Asylpolitik verstanden, Die gegnerischen Argumente verfingen primär
bei der SVP-KernwähLerschaft, darüber hinaus wurden sie ats zu wenig gewichtig wahrge-
nommen, um vom tängerfristig eingeschLagenen Weg abzukommen und die vorgeschLagene

Revision abzuschiessen.

Tabette 6.5: Asyl.gesetz - Anktang der Pro- und Kontra-Argumente bei Stimmenden
in Prozent

a\ a
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Um sicherzustetten, dass die Verfahren
korrekt und fair durchgeführt werden,
solten Asytsuchende die nötige Beratung

Das AbwickeLn der Asylverfahren in
Bundeszentren ermögticht effizientere
Abtäufe, kürzere Fristen und tiefere Kosten
ats heute.

Mit den beschteunigten Asytverfahren kön-
nen Personen, die in der Schweiz bleiben
dürfen, rascher integriert und die anderen
konsequent weggewiesen werden.
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Resuftate in Linienprozenten. Lesebeispiet:77o/oalLer Stimmenden 191% derJa-Stjmmenden;
1+7o/o der Nein-Stimmenden) pftichteten dem ersten Argument bei,22ok [7% der Ja_Stjmmenden
und 51 % der Nein-Stimmendenl [ehnten es ab und 2okIZ%:2%] konnten sich nicht entscheiden.
Gesamtheit der antwortenden stimmenden N = zwischen 996 und 1000 lgewichtet).
o universität Zürich/gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 05.06.2016.
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7. ZUR METHODE

Der vorliegende Bericht beruht auf einer von der VOX-Partnerschaft reaLisierten Nachbefra-

gung. gfs.bern führte die Befragung innerhaLb von 13 Tagen nach der Votksabstimmung vom

5. Juni 2016 durch. Die Anatyse wurde durch das lnstitut f ür Potitikwissenschaft an der Univer-

sität Zürich (lPZ) vorgenommen.

Die Befragung wurde von 121 Befragenden telefonisch ausgeführt, wobei gfs.bern a[s Kont-

rottinstanz die MögLichkeit hatte, die Befragung ohne Vorankündigung zu beaufsichtigen. Die

Stichprobenziehung erfotgte in einem dreistuf igen ZufaLlsverfahren, wobei auf der ersien Stufe
(sprachregionen) die ZahL der Befragten für die drei Sprachregionen festgelegt wurde. Auf der

zweiten Stufe (Haushatte) erfolgte eine ZufallsauswahI aus dem e[ektronischen, aktuatisierten

TeLefonverzeichnis der Swisscom. Die Auswaht auf der dritten Stufe (Personen aus dem jewei-

tigen Hausha[t) erfolgte nach dem <Geburtstagprinzip>. Die rea[isierte Stichprobe umfasste

1'513 Personen, davon stammten 53% der Befraqten aus der Deutschschweiz,2To/o aus der

Romandie und 20olo aus der italienischsprachigen Schweiz. Mit Nicht-Teilnehmenden wurde

nur ein Teildes lnterviews durchgeführt. Die Verweigerungsquote betief sich auf 79o/o; d.h. mit

21o/o der koniaktierten Personen konnte ein lnterview durchgefÜhrt werden.

Das demografische AbbiLd ist weitgehend gewährleistet.'?2 Die Abweichungen bei den Alters-

ktassen und dem Geschtecht betragen maxima[ 0.2 Prozentpunkte was innerha[b des Stich-

probenfeh[ers Liegt. Wie immer sind die an derAbstimmung Tei[nehmenden überrepräsentiert

Ium rund 30 Prozentpunkte, der exakte Wert variiert Leicht zwrschen den fünf Vortagen]. Je-

doch bewegt sich die Abweichung von der reaLen Abstimmungsbeteitigung im Rahmen frühe-

rer VOX-Anatysen.

Wir haben für die Durchführung bestimmter Berechnungen Gewichtungsfaktoren fÜr die Be-

teitigung respektive das Abstimmungsverhalten verwendet. Gewichtet wurde dort, wo sich die

Untersuchungsvariable jeweiLs auf Ja- und Nein-Stimmende beziehungsweise auf Teilneh-

mende und Nicht-TeiLnehmende bezog. Für die Beteitigung wurde nach Stimmregisterdaten

aus dem Kanton Genf23, der Stadt St. Gatten und einer AuswahI von Gemeinden des Kantons

Tessin gewichtet. In anderen Worten wurden die realen Verteitungen der Beteiligung aus dem

Kanton Genf ats Basis für die Gewichtung der Beteitigung nach Alter in der Romandie genom-

men, die Daten aus der Stadt St. GaLten stettvertretend für die Deutschschweiz und die Daten

aus den Tessiner Gemeinden zur Gewichtung für den Kanton Tessin.

Die Grösse der Stichprobe [1'513 PersonenJ ergibt bei einer reinen ZufaltsauswahL und einer

Verteilung der Prozentwerte von 50:50 einen stichprobenfehLer von +/- 2,5 Prozentpunkten'

Bei einer geringeren Stichprobengrösse erhöht er sich, beispietsweise bei 780 Befragten auf

+l- 3,5. Liegen die Prozentwerte weiter auseinander, so reduziert sich der StichprobenfehLer

[2. B. bei einem Ergebnis von rund 70o/o:30o/o auf +l- 3,2). Vorsicht bei der lnterpretation von

22 Siehe hierzu: Longchamp, C. et at.: Technischer Bericht zur VOX-Anatyse vom 5. Juni 201 6, gfs.bern.
23 Die verwendeten Daten zum Kanton Genf sind vorläufige Angaben, die definitiven Zahlen Lagen zum

Zeitpunkt der Anatysen noch nicht vor.

Daten ist also dort geboten, wo die Teilstichproben ktein sind und die Verteitung der Prozent-
werte zug[eich ausgeglichen ist. ln soLchen FäLlen können auf Grund des grösseren Stichpro-
benfeh [ers kei ne Aussa gen ü ber M eh rheitsverhä ltn isse g emacht we rde n.

Die Bestimmung des Signifikanzniveaus stützt sich auf den Unabhängigkeitstest mittets Chi-
Quadrat. Dabei bedeutet * eine lrrtumswahrscheinLichkeit von unter 0.05, ** eine soLche von
unter 0.01 und *** eine soLche unter 0.001. lm letzteren FaLL heisst dies, dass die Wahrschein-
Lichkeit, dass ein Zusammenhang zwischen zwei Variablen zufäLLig entstanden ist, unter einem
Promit[e liegt und demnach der Zusammenhang als sehr hoch signifikant bezeichnet wer-
den kann. ALLe Werte, die eine lrrtumswahrscheintichkeit von über 0.05 haben, sind gemäss
statistischer Konvention als nicht signifikant anzusehen. Ats Beziehungsmass für bivariate
Beziehungen wurde der Koeffizient Cramers'Vverwendet. Bei diesem Koeffizienten kann bei
einem Wert von NuLL von keinem Zusammenhang und bei einem Wert von Eins von einem
votlständigen Zusammenhang ausgegangen werden. Die Werte für unterschiedLiche bivariate
Beziehungen lassen sich a[[erdings nicht direkt vergteichen, da zu ihrer Berechnung auch die
AnzahI der Merkmatskategorien beider Variab[en und die Fattzaht beizuziehen sind.
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